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EINFÜHRUNG 

1. Schleswig-Holstein - das Land zwischen Nord- und Ostsee, Elbe und Zonen­

grenze, Hamburg und Dänemark - zeichnet sich durch seine einzigartige Ge­

schichte aus. Es wurde nach dem Zweiten Weltkrieg ein selbständiges Bundes­

land. Die erste sozialdemokratische Landesregierung (1947 - 1950) be­

trachtete das junge Land als Provisorium und wollte es in einem großen nord 

deutschen Bundesland aufgehen lassen. Sozialdemokraten haben bis in die Ge­

genwart mit Planspielen geliebäugelt, Schleswig-Holstein aufzulösen . Die 

CDU bekennt sich zu einem eigenständigen Bundesland Schleswig-Hol stein, wei 

die Bürger die Entwicklung ihres Landes im Rahmen der Bundesrepubl ik Deutsc 

land selbst bestinunen sollen. 

2. Die Schaffung des selbständigen Bundeslandes Schleswig-Holstein war kein Ak 

der Willkür. Jahrhundertelang wirkende historische Kräfte haben unser Land 

einer Einheit geformt. Nicht nur die gebürtigen Schleswig-Holsteiner empfin 

den ihrem Land gegenüber ein lleimatgefühl. Auch unge zählte Vertriebene 

uni Flüchtlinge haben Schleswig-Holstein als ihre zweite Heimat angenommen. 

Jährlich wählen tausende von Bürgern aus anderen deutschen Regionen Schles­

wig-Holstein zu ihrer neuen Heimat. Sie alle leben gern in unserem Land und 

fühlen sich hier wohl . 

3. Aus dem "Armenhaus der Bundesrepublik Deutschland" ist ein Zukunftsland mi 

vielfältigen Lebensmöglichkeiten und soliden öffentlichen Leistungen gewor­

den. Die CDU hat in der Landesregierung stets den Bund bei der Erfüllung s 

ner Aufgaben unterstützt. Sie erwartet, daß der Bund seinerseits seine Ver­

pflichtungen gegenüber dem Land erfüllt . Die Bundesregierung muß durch ihre 

Politik dafür sorgen, daß die Lebensverhältnisse in allen deutschen Regione 

gleichwertig sind. Ebenso arbeitet die Landesregierung dafür, daß unsere 

Mitbürger in allen Teilen Schleswig-Holsteins gleichwertige Lebensbedingun­

gen vorfinden. 

4. Schleswig-Holstein ist mit natürlichen Nachteilen belastet. Sie ergeben sie 

größtenteils aus der Lage des Landes, abseits der großen wirtschaft l ichen 

Zentren, eingegrenzt durch Nord- und Ostsee, Zonengrenze und Elbe. Auf der 

anderen Seite hat die schleswig-holsteinische Landschaft viele natürliche 

Reize. Inseln und Halligen, Marsch und Geest, Wälder und Seen machen aus 

Schles"~g-Holstein ein beliebtes Reiseziel. Die Erhaltung unserer einzigar­

tigen Landschaft ist eine hohe Aufgabe der Landespolitik. Die wirtschaftlic 
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Entwicklung voranzutreiben und dabei im Einklang mit den Ansprüchen der Na­

tur zu bleiben, erfordert eine menschen- lilld t.UllWeltfreundliche Politik. 

s. Schleswig-Holstein wird durch die Zonengrenze irrnnenvährend an die unge­

löste deutsche Frage erinnert. Die Wiedervereinigung lßutschlands bleibt 

lfilverändert das große Ziel, dem sich jede deutsche Politik verpflichtet 

fühlen muß. Schleswig-Holstein hat in den Jahren nach dem Zusanunenbruch 

Mi:dionen Vertriebenen und Flüchtlingen Unterkllllft geboten. Hlfilderttausende 

haben Schleswig-Holstein endgültig als ihr neues Zuhause gewählt und den 

Autbau lfilSeres Landes tatkräftig unterstützt. Die Patenschaften des Landes 

für Pommern lllld Mecklenburg drücken die Bereitschaft <les Landes aus, die 

Einheit der Nation als staatspolitische Leitidee anzuerkennen. 

6. Die geographische Lage hat Schleswig-Holstein eine Brückenfunktion nach 

Skandinavien zugewiesen. Schleswig-Holstein bekennt sich zu dieser Aufgabe. 

Die Politik unserer Landesregierung war seit tlen fünfziger Jahren auf das 

Ziel eines vereinten Europa ausgerichtet. Schleswig-Holstein muß auch 

künftig sein geschichtliches Erbe als das ehemalige Streitobjekt der 

internationalen Politik in den Dienst einer völkerverbindenden europäi­

schen Politik stellen. 

7. Die CDU in Schleswig-Holstein steht in der geistigen und politischen 

Tradition unseres Landes. Sie ist eine Partei für alle Schleswig-Holsteiner. 

Ob jung otler alt, ob Meister lilld Leiter im Betrieb oder Arbeiter an der 

Werkbank, ob Hausfrau oder Rentner, ob Selbständiger im freien Beruf oder 

Mitarbeiter im öffentlichen Dienst: Als moderne Volkspartei vereint die e 
schleswig-holsteinische CDU Bürger aus allen Schichten, Gruppen und 

Berufen unseres Landes. 

8. Nicht im klassenkärnpferischen Gegeneinander, sondern gemeinsam im Vertrauen 

aufeinander haben wir zugepackt lilld unser Land tatkräftig aufgebaut. Hand 

in Hand wollen wir weiterarbeiten, damit es sich auch in Zukunft lohnt, 

in Schleswig-Holstein zu leben. 

Selbstbewußt und freiheitlich sind lillsere Menschen gesonnen. Sie wollen 

sich nicht gängeln lilld bevorrnlillden lassen. Daher fördert die CDU Eigen­

verantwortung illld Selbständigkeit lll1Serer Mitbürger. Bürokratische Vor-
-3-
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schriften dürfen uns nicht immer mehr Aufgaben entziehen, die wir selbst 

als freie Bürger in einer freien Gesellschaft genau so gut oder besser 

erledigen können als der Staat. 

In eigener Verantwortl.ll1g soll jeder sich selbst Ziele setzen un<l aus sich 

das Beste machen können. Dabei wollen wir gerechte Chancen für jedermann. 

Sozialistische Gleichmacherei lehnen wir ab. Wir wollen in Schleswig­

Holstein keine bürokratisch verordnete Gleichförmigkeit und nicht das von 

oben zugeteilte sozialistische Glück. 

9. Aus der Geschichte haben wir Schleswig-Holsteiner gelernt, in Not und Be­

drohung füreinander einzustehen und dem Nachbarn zu helfen. Die CDU 

wirbt für Solidarität mit dem Nächsten. Unseren älteren w1d benachteilig­

ten Mitbürgern, unseren Kranken und Behinderten, soll vor allem auch von 

Mensch zu Mensch geholfen werden. fushalb wollen wir die freiwilligen 

und staatlichen sozialen Dienste stärken. 

10. Aus unserer christlichen und humanistischen Grundhaltung heraus treten 

wir ein für die persönliche Freiheit des Einzelnen, für den Dienst am 

Nächsten und für soziale Gerechtigkeit. Die Bewahrung und Beachtlli1g 

christlicher Grundwerte sind für den Bestand und die Wei terentwickhmg 

unserer Gesellschaft unerläßlich. 

11. Die erste freie Landtagswahl brachte in Schleswig-Holstein 1947 eine ab­

solute ~hrheit für die SPD. Sie mißbrauchte den Wählerauftrag für eine 

ideologische Schulre fonn und eine sozialistische Bodenreform. Die Wäh-

ler schickten die SPD bei der nächsten Landtagswahl 1950 folgerichtig in 

die Opposition. Seitdem stellt die CDU in Schleswig-Holstein den Minister­

präsidenten. 

12. Die Ministerpräsidenten Walter Bartram, Friedrich-Wilhelm Lübke, Kai-Uwe 

von Hassel und 1-elmut Lernke regierten in Koalition mit der FDP, dem 

BHE w1d der DP. Als nach den Aufbaujahren BHE und DP aus dem Landtag aus­

geschieden waren, trugen CDU und FDP gemeinsam die Landesregierung. Die 

CDU bekennt sich zu den Erfolgen, die sie gerreinsam mit ihren Koalitions­

partnern erreichen konnte. 
-4-
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1970 voll zog die FDP eine Richt illlgsänderlIDg nach links. Sie bekannte sich 

zum radikal en Sozialis t en Jod1en St effen als Kandidat für das Amt des 

Ministerp räsidenten. Die Wähler reagiert en bei der Landtagswahl mit 

einem über ragenden Vertrauensbewe i s f ür die CDU illld Gerhard Stoltenberg: 

Seit 1971 ist er der erfolgreiche Ministerpräs ident in einem leistungs­

fahigen CDU- Kabinett. 1975 wur den Gerhard Stoltenberg und seiner Mannschaft 

erneut das Mandat gegeben , Schleswig-Holst;ein zu regieren . 

Ministerpräsident Gerhard Stol t enberg steht auch zur Landtagswahl 1979 an 

der Spitze dtr CDU und wirbt um das Vertrauen seiner Mitbürger. Erfolg und 

ErfahTlIDg, Tatkraft illld neue Ideen sprechen für die Verlängerung seines 

Regierungsauftrages. 

13. Die SPD wird von Jansen und Mat thiesen im radikalen lild sozialistischen 

Geiste Jochen Steffens weitergeführt . Die SPD in Schleswig-Holstein hat 

sich von <ler traditionsreichen Arbeiterpart ei in einen Zusanurenschluß 

linker Ideologen tmd marxistischer Sozialisten gewandelt, von der sich an­

erkannte Gewerkschafter Zlilelunend abwenden. Sie setzt sich immer wieder 

in einen scharfen Gegensatz zu Billldeskanzl er Schmidt und seiner Bundes­

regierung. In der Bw1des-SPD gerät sie dur ch ihren Linksaußen-Kurs irrnner 

mehr ins politis che Abseits . Lediglich vor Wahlen versucht sie, diese Gegen­

sätze zu vertuschen. 

14. Die FDP hat sich bis heute ni cht von der extremen SPD Schleswig-Holsteins 

gelöst. über viele Jahrzehnt e waren CDU und FDP die natürlichen und er­

folgreichen Partner in der Regierungsverantwortung . Die FDP will zlllll 

dritten Mal versuchen , der r adikal-linken SPD die Mehrheit im Landtag zu ~ 

verschaf .len. 

15 . Die CDU erkennt <lie besondere Rolle des SSW als politische Vertretung der 

dänischen Minderheit an . Die CDU wi r d auch nach der Landtagswahl bereit 

sein, das sachliche Gespräch mi t dem SSW fortzusetzen. 

16 . Ministerpräsident Stol tenber g wird als Regierungschef von seinen Mit­

bürge rn in und außerhalb Schleswi g-Hol steins geschätzt und geachtet. Seine 

Tüchtigkeit ist allseits anerkannt. Seine ,Lauterkeit ist über jeden Zweifel 

erhaben. Gerhard Stoltenber g is t erfolgreich, erfahren , zuverlässig und 

menschJi ch . Selbst beim politischen Gegner zählt sein abgewogenes Urteil. 
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Sein Herausforderer Matthiesen gilt sogar in SPD-Kreisen als fachlich 

w1sicher. Er ist persönlich umstritten. Die CW sagt: Der bessere t-lann 

soll unser Land regieren. 

17. llir Ausgang der Landtagswahl 1979 ist offen. Es korrnnt auf jede Stirrnne 

an. Wenige Stirrnnen können dali1ber entscheiden, ob die verantwortungs­

bewußte und bürgerfreundliche Politik der CDU mit Gerhard Stoltenberg 

fortgeführt wird oder ob Jansen und Matthiesen mit ihrer radikal-linken 

Landes-SPD in Schleswig-Holstein ihre Ideologien ausprobieren sollen. 

Das nachstehende Wahlprograrrnn der CDU will die Bürger des Landes Schles­

wig-Holstein an die großen Leistungen der CUJ-Regierungen erinnern, 

über die zukunftsweisenden Absichten der CDU in den nächsten Jahren unter­

richten und den Vergleich mit den Zielen der anderen Parteien ennöglichen. 
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I. Das Land i m Dienst für seine Bürger 

Schleswig-llolstein im Bund 

18. Unsere Ileirnat Schleswig-Holstein ist ein se lbständ iges Land in der 

Bundes republik Deutschland. Die CDU bekennt s i ch zur bWldesstaatlichen 

OrdnWlg. 

Der föderale Staatsaufbau gewährt wie kein anderer 

- Rücks ichtnahme auf geschichtlich gewachsene Eigenarten 

- Anerkennung von Minderheiten 

- Teilung der Staatsgewalt auf verschiedene Ebenen 

- Freihe i t von zentralistischer ßürokrat ie . 

Die CIU be t rachtet mit Sorge, daß SPD und FDP die bewährte bW1desstaat­

liche Ordnung stetig aushöhlen. 

19. Die CDU e rwartet vorn BunJ, daß er dem Auf trag des Grundgesetzes 

nachkonnnt, die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im BWldesgebiet 

zu wahren w1d die gleichn~ßige ErfüllWlg der öffentlichen Aufgaben 

sicherzustellen. Die besonderen Probleme Schleswig-Holsteins und der 

deutschen Nordregion verpflichten den Bund zu denselben Hilfen, die er 

anderen benachteiligten Regionen zuteil werden läßt. 

20. Das Land Schleswig- Holstein wirkt an der politischen Willensbildung der 

BWldes republik Deutschland über den Bundesrat mit. Für die CDU ist 

der Bunuesrat keine Nebenregierung , sondern ein Verfassungsorgan des 

Bundes . Die CllJ erwartet, daß die Landesregierung auch in Zukunft im BWldes­

rat die besonderen Interessen unseres Landes Wld seiner Bürger zur Gel-

tung br ingt und durch landeseigene Initiativen Gesetzesbeschlüsse des 

Bundes tages verbessert. Die CDU fordert von den schleswig-holsteinischen 

Btmcles tagsabgeordneten der SPD und FDP, daß sie die besonderen Belange 

des Landes i m Bundestag ebenfalls vertreten. 

Der La:n<l~ 

21. Die CDU bekennt sich zur parlamentarischen Demokratie. Der Landtag soll 

als obers t es VerfassWlgsorgan das ganze Volk vertreten. Die Abgeordneten 
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müssen trrw.bhängig von Zwängen und einseitigen Bindungen ihren Auftrag er­

fül 1en können. Die Par1amentsrefonn muß Männern und Frauen dieselben Mög­

lichkeiten einräumen, Landtagsabgeonlneter zu werden. nie CDU strebt 

eine Zusanmensetzung des Landtages an, die gewährleistet, daß ein möglichst 

großer Teil <ler Abgeordneten neben deT Parlamentsarhei t weiter beruflich 

tätig sein kann. 

22 . Die Cill bekennt sich zum freien Mandat. Kein Abgeordneter darf an WeisW1-

gen und Aufträge gebW1den werden. Die CDU widersetzt sich allen Bestre­

buagen von Teilen der SPD, die Abgeordneten an Parteiaufträge zu binden. 

Die Abgeordneten der CDU haben immer das Gespräch mit den Bürgern gesucht, 

haben ihre Sorgen und Nöte ernst genorrunen und sind ihren Anregw1gen nach­

gegangen . Auch mit Bürgerinitiativen werden wir die sachliche Diskussion e 
weiterführen, soweit sie <lic Grumlsätze unserer freiheitlichen Ordnilllg 

respektieren. Wegen ihrer begren zten Zie le und gesonderten lntercsscnvcr­

tretung können die Bürge rini tiati ven die Parte icn und Parlamente nicht er­

setzen. 

23. Die CDU in Schleswig-Holstein wi 11 <lie <lirck te Mitwirkung der Bürger an der 

Gesetzgebung des Landes erwei tem . !Jurd1 eine Ergänzung der Landessatzung 

sol 1 ein Volksbegehren eingeführt \vvrden , durch das sich die Bevölkerung 

in wichtigen Bereichen tmnü ttclbar an der poli tischcn Wi l 1ensbildung be­

teiligen kann. 

Leistungsfähige und bürgerfreundliche Verwaltung 

24. Die freie Entfaltung des Menschen wirJ zunehmend durch ein Obennaß an 

Gesetzen, Verordnungen und Erlassen begrenzt. Gesetze sind notwendig, un1 

das friedliche Zusarrunenleben der Menschen und eine ausgleichende Ge­

rechtigkeit zu sichern. Die Venväl tung muß diesem Zweck dienen. Die Ge­

setzesflut des Bundes, die unser Land zu vielen Ausführungsvorschriften 

zwingt, wird für Bürger tmd Vcrwal tW1g gleichennaßen verwirrender und 

undurchschaubarer. llir !lang zt.nn Perfektionismus lähmt die EntschcidW1gs­

freude der Beamten ebenso wie die [rei e Initiative des Bürgers. Der total 

verwaltete Mensch ist nicht mehr frei . 
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25 . Die CDU in Schleswig-Holstein hat vieles getan, wn die Landesverwaltung 

zu vereinfachen und Zuständigkeiten auf dle örtlichen Verwaltungen zu 

übertragen. Der technische Fortschritt wurde genutzt, wn Arbeitsab­

läufe zu rationalisieren und Routinearbeiten zu erledigen. Die Zusanunen­

arbeit der Landes- und Konnnunalbehörden wurde erleichtert. Verantwor­

tung und Entscheidungsbefugnisse wurden delegie r t. 

Diese Erfolge reichen für die CDU noch nicht aus, das Ziel einer all-

seits bürgernahen Verwaltung zu erreichen. Wir wollen die Flut de r 

Rechtsvorschriften eindämmen und sie in der Sprache verständlicher und 

klarer fassen. Die Anliegen der Bürger müssen durchschaubarer und schnel l er 

bearbeitet werden. Jede Verwal tLmg soll dem Bürger behilflich sein, auch 

wenn eine andere Behörde zustänclig ist. Wir wollen eine menschenfreund­

liche Verwaltung. 

26. Sparsamkeit, Wirts chaftlichkeit lmd Leistungsfähigkeit waren tmd bleiben 

Grundsätze für das politische llancleln der CDU. Es wurden in den letzten 

Jahren über 2 000 Stellen in der Verwaltung eingespart. Demgegenüber haben 

wir schwcrpunktmäß:ig bei den Lehrern, bei Poli zei und Justiz in den Lan­

deskrankenhäus ern w1d bei der Steuerveiwal tw1g die Stellen vermehrt. 

Die CDU in Schleswig-llolstein wj rd weiterhin dafür sorgen, daß der Staat 

seine Aufgaben nicht ausweitet . Wir wollen die öffentlichen Aufgaben 

vielmehr daraufhin überprüfen , ob sie nicht wirtschaftlicher von privaten 

Trägern erfüllt werden können . Für die betroffenen Mitarbeiter dürfen 

keine Nachteile entstehen . 

Demgegenüber will die SPD die Staatsaufgaben noch erweitern. Das führt zu 

noch mehr Bürokratie tmd erhöht die Last der Abgaben und Steuern für den 

einzelnen Bürger, ohne daß eine bessere Betreutmg durch den Staat gewährlei­

stet werden kann. 

27 . Die öffentliche Verwaltung braucht einen leistungsfähigen öffentlichen 

Dienst, der sich aus fachlich qualifizierten und persönlich geeigneten 

Mitarbeitern zusammensetzt. 

Die Cru tritt für die Erhaltung des Berufsbeamtentums ein. Auf seiner Grund­

lage soll das Recht für den gesamten öffentlichen Dienst fortentwickelt 
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werden. Ste] gende Ansprüche an Jen öffent lichen Dienst und das Ziel einer 

bürgerfrewHllichen Veiwaltung sctzell eine verbesserte /\us- und Fort­

bildung voraus. 

Die Mitarbeiter des öffentl ichcn Dienstes sind den gestiegenen An­

forderungen gerecht geworJcn. Dafür verJienen sie Dank und Anerkennung. 

Die CDU tritt für eine 1eistw1gshezogene, familienge rechte und gesamt­

wirtschaftlich zu verantwortende Bezahlung LUl ter Einbez1ehung der Ver­

sorgungsempfänger ein. 

Kommunale Selbstverwaltw1g 

28. Die kommunale Selbstvenvu 1 tung fn.: igeivüh 1 ter Bürger ist ein Fundament 

unserer Demokratie. Sie vcrhi ndcrt die Machtkon zentration und ennöglicht 

die Kontrolle unJ ditvcrnnt1<1orttu1g der Bürger . Die aktive Mitwirkung von 

über 12 ooo Mandut~tri.igern aur ul len Ebenen j st ein Beispiel für die 

freie Entfaltung des Men hen bei der Gesta ltung seine r Umwelt. Die CDU 

hat in Schleswig-Ilolstcin dafür gesorgt, daß die Bürger noch stärker 

29. 

rni twi rken w1d mehr v(~ ran two rtLU1g tragen körmen . Wir haben in unserem Land 

durch eine maßvol Je L~ebietsreuonl.i1t111g uherschauharc und zweckmäßige 

Verwaltungscinhcitc•n geschaCfen .. ir über1 ;-issen es der freien Entscheidung 

unserer Gemeinden, ob sie selbsti.inJig bleiben oder sich zusanunenschließen 

wollen. Wer wie ilie SPD Grof~gcmcinden oder Amtsgemeinden fordert und dem 

Zentrali smus und der Konzentration der Verwaltung das Wort redet, muß 

wissen, daß Freiheitsräume Jer Bürger abgebaut werden. 

Die Selbstve1waltung wirJ ihre Aufgabe nur dann <lauerhaft e rfüllen können, e 
wenn der Spie 1 raum für eigenstUndi ge i:ntscheidungen erhalten bleibt und 

ausgewei.tct wir<l. Wir wissen, daß die örtliche Verwaltung bürgen1äher arbei­

tet und <lie Bedürfnisse des einzelnen Menschen besser berücksichtigen kann. 

Mit der Übertra gilllg von Zttstlindigkc iten des Landes auf Llie Gemeinden un<l 

Kreise hat die CDU in Schlcswig-Ilolstcin einen wichtigen Schritt getan und 

wird dies fortsetzen. 

Eine eigenstän<ligc Sc lbstvc1wal ttmg ist ohne ausreichende fina.nzmi ttel 

nicht möglich. Durch gToße Anstrengungen hat <lie CDU-Landesregierung er­

r eicht, daß Jie Finanzkraft tmserer (cmein<len gestärkt wurde und ihre 
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Verschuldung vertretbar geblieben ist. So konnten die Mittel des korrunu­

nalen Finanzausgleichs von 666 Mio 1Jv1 im Jahre 1977 auf 740 Mio IM im 

Jalne 1978 gesteigert werden. 

Bei der Verabschiedung des Steuerpaketes 1978 hat <lie CDU über den Bun­

desrat erreicht, daß der Anteil der Gemeinden an der Einkommensteuer 

auf 15 % erhöht und gleichzeitig die Gewerbesteuerumlage um ein Drittel 

gesenkt wird. Dadurch erhalten die Gen~inden - auch nach Abschaffung 

der Lohnsumrnensteuer - eine erheblich verbesserte und gesetzlich ab­

gesicherte Finanzausstattung. Die CilJ tritt den Bestrebungen des Bundes 

entgegen, durch immer neue Mischfinanzierungen die Gemeinden und Kreise 

zu gängeln. 

Innere Sicherheit 

30. Die wachsende Zahl der Verbrechen, der Terrorismus W1d die ZW1ehmendcn 

Aktivitäten verfassW1gsfein<llicher Kräfte bedrohen W1Sere Bürger 

heute stärker als je zuvor . Die schleswig-holsteinische SPD W1d FDP 

haben die Gefahren in ihrer ganzen Bedeutung zunächst verkannt W1d später 

verharmlost. Auch heute sind sie durch ihre linken Flügel gehindert, die er 

forderl ichen Schritte zu tun. : um Schutze W1Serer Bürger haben wir die 

Polizei in Schlcsw.ig-llolstein in den letzten Jahren ständig verstärkt 

und ihre technische Ausrüstung verbessert. 

Wir werden ihre Schlagkraft erhöhen, indem wir 

- plarunäßig weitere Polizeibeamte einstellen 

- zusätzliche sdmelle Kraftfahrzeuge, weitere leistW1gsfähi.ge 

Funkgeräte und modernste Polizeiwaffen anschaffen 

- den hohen Einsatz- und Ausrüstungsstand unserer Sondereinheiten 

in Schleswig-Holstein erhalten 

- in städtischen Wohngebieten Polizeibeamte als Fußstreifen einsetzen 

- eine Organisation gewährleisten, in der für jeden Bürger, auch 

im ländlichen Raum, der zuständige Polizeibeamte in erreichbarer 

Nähe verbleibt 

- in ganz Schleswig-Holstein den allgemeinen münzfreien Notruf 110/112 ein­

führen und weitere Einsatzstellen einrichten. 

-11-



- 11 -

31. Die CW wi :~d auf der Ebene des Bundes mit allem Nachdruck SPD und FDP 

drängen, eadlich die dringend erforderlichen Gesetze zum Kampf 

gegen den Terrorismus zu verabschieden. Wir bekennen uns zu einem 

leistlfilgsf ihigen Verfassungsschutz. Eine umfassende parlamentarische 

Kontrolle gewährleistet die Einhal tlfilg aller Rechtsvorschriften. 

32. Wir könner Verbrechen und Terrorismus aber nicht allein mit Mitteln unserer 

Folizei bE·Kämpfen. Die cru will vor allem das geistige Fundament 

unserer GE>ellschaft weiter stärken llild die Wertordnung unseres Grundge­

setzes nac1drücklicher durchsetzen. Das gilt insbesondere für Rundfunk 

tmd Fernsehen, für Schulen und Universitäten. Wir müssen im Bewußtsein 

LU1Serer ji.ngen Menschen wieder stärker Verantwortung w1d Pflichten be­

gIÜilden urd sittlichen Werten GeltW1g verschaffen. 

33. In den öf::entlichen Dienst gehört nur, wer aktiv für die freiheitlich­

demokratische Grundordnung eintritt. Wir werden auch weiterhin nicht 

zulassen, daß Verfassungsfeinde in den Staatsdienst aufgenorrnnen werden. Das 

Bundesverfa.ssllilgsgericht W1d andere hohe Gerj chte haben unsere Ent­

scheidung als rechtmäßig bestätigt. Wir wenden uns gegen die leichtferti­

ge Haltung von SPD w1d FDP in Schleswig-llolstein gegenüber der Gefahr 

einer Unterwanderung des Staates. 

34. Die Soldaten der Bundeswehr müssen in unserem Land eine schwere Aufgabe 

erfüllen. Ihre Einsatzbereitschaft sichert unsere Freiheit . 

Die Bean\ten des Bundesgrenzschutzes haben gleichfalls Anspruch auf unsere 

moralische Unterstützung. Sie müssen im Frieden unter ständiger Be- 9 
drohung ihren Dienst zum Schutz W1Serer inneren Sicherheit verrichten. 

Soldaten und Bundesgrenzschutzbeamte sind in unsere Gemeinschaft ein­

bezogen. In den schweren Stunden der Naturkatastrophen hat sich diese Ge­

meinschaft bewährt. 

35. Wir unterstützen tatkräftig die freiwiJligen Feuerwehren in ihrem ver­

antwortungsvollen Einsatz. Wir werden weiterhin den Rettungsdienst 

und den Katastrophenschutz mit seinen freiwilligen Hel ferorganisationen 

ausbauen. Wir würdigen und fördern die ehrenamtliche Tätigkeit der vielen 

tausend Helfer in Schleswig-Holstein . 
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36. Die Angehörigen aller Sicherheitskräfte erfüllen einen schweren Dienst. 

Sie haben Anspruch auf solidarische Unterstützung durch die Politiker 

und die ganze Bevölkerung. 

Recht und Justiz 

37. Unsere rechtsstaatliche Ordnung beruht auf der Achtung vor dem Recht und 

der Anerkennung der Gesetze durch alle Bürger. Die Gesetze sind Wert­

entscheidungen und Ausdruck der Rechtsgesinnung zugleich. Die w1abhängigen 

Gerichte und die gesetzmäßig arbeitende Verwaltung erhalten diese Ordnung, 

indem sie die Bürger vor Willkür und Unrecht schützen. 

Die Bevölkerung kann das Recht nur achten, wenn sie die Gesetze versteht 

und sie als sinnvolle Ordnung des Zusammenlebens vieler ~nschen begreift. 

Deswegen hat die CDU die Anstrengungen verstärkt, das Rechtsbewußtsein 

der Bürger weiter auszubilden. Die Verantwortung eines jeden Bürgers bei 

der Beachtung der Gesetze muß verstärkt werden. Im Schulunterricht und in 

der En11achsenenbildung haben wir Gesetz und Recht einen wichtigen Platz 

eingeräumt. Wir werden die Rechtsberatung für fflrger mit geringem Ein­

kornrren ausbauen, damit jeder sein Recht erkennen und durchsetzen kann. 

38. Die von der CDU in Schleswig-Holstein seit 19 70 durchgeführte Neugliederung 

der Gerichte schafft die organisatorischen und personellen Voraussetzun­

gen für einen wirksamen Rechtsschutz. Wir statten die Justiz mit guten 

Gebäuden und modernen Hilfsmitteln aus und erarbeiten einfache Systeme 

für das Grundbuch- und Registerwesen, das Kosten- und Mahnverfahren und 

für eine juristische Dokumentation. Die am sozialen Rechtsstaat orientierte 

Aus- und Fortbildung der Richter, Rechtspfleger und Beamten wurde weiter 

verbessert. Ober den Bundesrat hat die CDU-Landesregierung an der Verein­

fachung der Verfahrensgesetze mitgewirkt. 

Mit diesen Maßnahmen sorgen wir dafür, daß die Gerichtsverfahren im 

Interesse der rechtssuchenden Bürger zunehmend beschleunigt werden können. 

39. Eine be~ondere Sorge bereitet uns die ansteigende Kriminalität, insbesondere 

hei Jugendlichen. Mit Erziehung und Vorbeugung werden wir dieser Ent­

wicklung entgegenwirken. Ebenso notwendig ist der wirksame Schutz der 

Bevölkerung durch gut ausgerüstete und ausgebildete Polizeibeamte und 
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Stu.tsanwäl ~e, die für eine rasche Aufklärung sorgen . Das Strafverfahren 

kar:1 die rechts treuen Bürger aber auch die Straftäter nur überzeugen, 

wer_11 es der Straftat auf dem fuße folgt . 

Wir treten dafür ein, den straffällig gewordenen Mitbürger wieder 

in die Gemeinschaft einzugliedern und ilun eine faire Chance zu geben. 

Deswegen werden wir in Sch leswig-llol stein trotz knaprer Mittel weiterhin 

die bauJichen wul personellen VoraussetzLmgen für einen humanen und 

erzieh:!rischen Strafvollzug schaffen. Dabei ver 1 ieren wir die persönliche 

V=rant.mrtlichkeit des Straftäters für sejn eigenes \'erhalten und den 

Sicherheitsanspruch unserer Mi tbürgcr nicht aus den Augen . 

~dienpoli tik 

40. nie CDU Schleswi.g-1 Jo1 stci n bekcrmt sieh zt1 der jm Cnmdgeset z ver lürgtcn 

Meinungs- unJ J 11fonnations fre ihci l unJ cJc.uni t zu dem CrLu1Jrccht, sich aus 

allgenein zugänglichen Quellen ungehjndert zu unterrichten . Dies gilt 

für den ein zelnen Bürger wie für Presse, Rundfunk und sonstige Informations­

und Meinw1gsmittler. Die Freiheit der Berichterstattung in Schrift, Bild 

und Ton ist Lmverziclitbarer Bestandteil Lmseres Jemokratischen Rechts­

staates. 

41. Die CDU tritt entschieden für die Freiheit der Presse in der bewährten 

Form pri vatwi rtschaft1 icher Organisation, für clie 1:reihci t von Hörfunk 

und Feitilsehen sowie anderer Informations- und Meinungsmittler ein; sie 

wird jedem Versuch entgegentreten, die lnformations- unJ Mcinungsfreihei t 

durch staatliche M;ißnahmen zu reglementieren oder die Meinungsvielfalt 

einzuengen. In Schleswig-Ilolstein ist eine starke lleimatpresse mit 

selbstänJigen Redaktionen Lmentbchrlich. 

42. Die CDU hiilt eine grundlegende Neufassung des Staatsvertrages über den 

Norddeutschen RLmdfunk für unerläßlich: 

- wir woJlen die Grundsätze der Ausgewogenheit, Unparteilichkeit, \\lahrheits­

trcue und Objektivität in a11en 'l'cj1en des Programms \viederher-

stcl1cn; Rurn.lfunk Lmd Fernsehen müssen eine tunfossendc fnfonnat1on ge­

währleisten, damit der Bürger sich ein eigenes llrtei J biJJcn kann 
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- wir wollen die Kontrolle über Finanzgebaren und Wirtschaftsführung 

des NDR verbessern; dabei müssen die Gnmdsä tze der Sparsamkeit 

und Wirtschaftlichkeit wieder beachtet werden 

- wir wollen die Rundfunkversorpunp: mit RcgionalsenJ.ungen verhessern 

und in allen Teilen des Landes einen gleichwertigen Empfang dieser 

Sendungen sicherstellen. 

4 3. Neue Medien und Programme müssen für die Beteiligung anderer Träger, 

vor allem für die Heimatpresse, geöffi1et werden. 

J_.andcsplanung 

44 . Die Leitlinien unserer Planung sjnd eine Ordnung lIDd Entwickllfilg des 

Landes, die gleiche Chancen in allen Teilen Schleswig-Holsteins an­

s t reben lfild die Belange des UnMeltschutzes berücksichtigen. 

Die CDU hat für Jas I and ein modernes tmd leistungsfähiges System 

der Rawnordnung und Landesplanung geschaffen. 

Landesraumordmmgsp1an, Regionalpläne und Fachpläne des Landes geben 

die Zielwerte der staatlichen Planung an. Bei der Ausfülllfilg dieser 

Planung verblE l bt Jen Kommunen genügend Freiraum für eine eigenständige 

Gestaltung. 

Humanes Wolmen 

45. JcJes Bauvorhaben ist in Jie natürJ ichen Vorzüge der schleswig­

holsteinischen Landschaft tmd die gewachsenen Strukturen einzupassen. 

Wj r lehnen eine Zersiedhmg Lmseres schönen Landes ab. Unter dieser 

Voraussetzung fördern wir in größeren und kleineren Gemeinden eine 

angemessene und geordnete bau liehe Entwicklung. Dabei so1 kn auch im 

ländJ ichen Ratm1 nicht 2u enge Grenzen gezogen werden. 

46. Die LDU tritt dafür ein, <laß Baugrw1dstücke zu tragharen Preisen 

zur VcrfügLmg stehen. Dazu gehört, daß die Gemeinden Bauland in 

ausrelchendem Umfang rechtzeitig ausweisen und die Anforderungen 

an die Erschliefümg von Baug01ünde in einem vertretbaren Rahmen halten. 
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47. Wohnllllgsbau lllld Stadterneuerungen müssen sich in erster Linie an den 

Bedürfnissen lllld Wohnwünschen der Menschen orientieren. Massierte 

Hochhausbebaullllg l.llld unorganische Balll.lllgen werden ihnen nicht ge­

recht. Dem Menschen soll in seiner Wohnung ein Bereich eigenständiger 

persönlicher Gestaltllllg eröffnet werden. Lebendige Nachbarschaften sind 

zu fördern. 

48 . Die CDU hat entscheidend zu einer guten Versorgung der Bürger mit 

Wohntmgen in Schleswig-Holstein beigetragen. In den Jahren 1975 bis 

1978 konnten insgesamt 18 650 Wolmeinheiten mit öffentlichen 

Mitteln gefördert werden. In den nächsten vier Jahren sollen en1eut 

für mindestens 16 800 Wohntmgen öffentliche Mittel bereitgestellt 

werden. Wesentliche Schwerptulkte sind das verstärkte Angebot für 

jtmge tmd kinderreiche Familien sowie für Behinderte und ältere Men­

schen nach ihren besonderen Bedürfnissen und ihrer persönlichen 

Leisttmgsfähigkeit. 

49. Es bleibt das vorrangige Ziel unserer Wohnungsbaupolitik, möglichst 

vielen Bürgern den Erwerb von familiengered1ten I::igenheimen und 

Eigenturnswohntmgen zu ennöglichen. 

Die verstärkte Fördertu1g des Wohnllllgsbaus sowie ein zeitgemäß ge­

staltetes Wohngeldgesetz haben zum Ziel, sozial tragbare Mieten zu 

gewährleisten. 

r • so. Die CDU tritt mit Nachdruck für eine Vereinfachllllg des Baugenehmigungs-.. 

verfahrens ein. Die baurechtlichen Bestinunungen müssen wieder für 

den Bauwilligen durchschaubar werden. Das Baugenehmigungsverfahren 

muß von entbehrlichen und das Bauen unnötig herrunenden BestiIT011ungen 

befreit werden. Einige Fortschritte wurden bereits erzielt, wir 

streben weitere Verbesserungen an. 

Ehrliche Finanzpolitik 

51. SPD und FDP haben durch ihre überzogene Refonrrpolitik Bund, Länder 

und Gemeinden in eine schwere Finanzkrise gestürzt. Wir bekennen 
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uns auch künftig zu einer Politik der behutsamen Reformen. Eine ehrliche 

Finanzplanung ist die Grundlage für unser künftiges Handeln. Sie 

muß sich auf das finanziell Machbare und für den Steuerzahler Tragbare 

beschränken, insbesondere auch die öffentliche Verschuldung in einem 

vera1twortbaren Rahmen halten. Der staatlichen Leistungsfähigkeit sind 

deut liche Grenzen gesetzt. Die zahlreichen Forderungen der SPD und FDP 

im Lande überfordern die Finanzkraft Schleswig-Holsteins. 

52. Die Belastung unserer Bürger durch Steuern, Abgaben und Beiträge hat 

ein kal.IlTI mehr vertretbares Ausmaß angenommen. 

Dadurch wird der Leistungswille in der Bevölkerung errpfindlich gestört. 

Die CDU in Schleswig-Holstein will dafür sorgen, daß die Risikobereit­

schaft und die berufliche Leistung des einzelnen Bürgers wieder anerkannt 

und honoriert werden. Das Land braucht die private Initiative, die 

Eigenverantwortung, das Können und den Fleiß seiner Bürger. 

Wir treten für Steuervereinfachung und Steuersenkungen ein, insbesondere 

durch eine leistungsorientierte Reform des Einkommen- und Lohnsteuer­

tarifs und eine MindeYllllg der ertragsunabhängigen Steuern. 

Die von der CDU getragene Landesregierung hat entscheidend dazu beige­

tragen, bei der Regelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs die 

Finanzausstattung des Landes und damit die Finanzkraft seiner Gemeinden 

zu stärken. Dies muß auch bei der Neuverteilung der Steuern geschehen. 

Das Verfahren für die Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Ländern muß 

zugunsten eines größeren Entscheidungsspielral.IlTies für die Regierung 

und Parlamente der Länder verbessert werden. So kann mehr Bürgernähe und 

Praxisbezug erreicht werden. 
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II. Wirt;chaftspolitik für Freiheit, Sozialen Fortschritt 

und _Zukunftssicherung 

53. Mit Ludwig Ehrhards Politik der Sozialen Marktwirtschaft hat die CDU 

die g ~aßen Nachkriegsaufgaben erfolgreich gelöst und Wohlstand, soziale 

Siehe ·hei t und persönliche F_reiheit für alle l:3U rt1cr geschaffen. ln der 

Sozia en Marktwirtschaft entwickelten wir <lie Grw1Jlage für eine neue frei­

!1ei tl ~ehe, demokratische Ordnung, die dem einzelnen Staatsbürger eine größt­

mögli.:he persönliche Entfal tungsmögl1 chkei t nach Begi.lbw1g, Leisttmg und 

:,eine individuellen Bedürfnissen ennöglicht und ihn gleichzci tlg in der Ge­

rneins.haft aller vor sozialer Not bewahrt und vor s taatl i eher Willkür 

und I ~vonnundung schützt. 

Die i:egierungspraxis von SPD und FDP verletzt wichtige Grw1<lsätze der So­

zialm Marktwirtschaft, sie bewirkte eine bundesweit anhaltende Wirt-

scha tsschwäche, eine Bedrohung der intcmationa1cn Wettbewerbsfähigkeit 

unse er Wirtschaft, Arbei tslosi gkei t tmd Existenzsorgen des Mi ttelstanJcs. 

54 . UnseJ c Grundwerte fre ihei t, Gerechti gkci t tmd Soli da ri tä t fordern eine 

Ordn ng der Wirtschaft, in der sich die Menschen frei und sozial ent-

fal tc:1 können. Sozial verpfli dltete Marktwirtschaft, liberale Demokratie und 

freih.!itl i ehe Rechtsordnung bedin&en einander. Gnmdlage tmscrer Wirt­

schaftspolitik bleibt daher die Soziale Marktwirtschaft. Sie ist wie kci11c 

andere Ordmmg geeignet, persönliche Freiheit, Gleichheit der Chancen, Li gen­

tum, 1-.achsenden Wohlstand und sozialen Fortschritt für alle zu veiwirk-

lichen und zu sichern. Daher setzt sich die CDU weiterhin für partner- lt 
schaftliche Mitbestimmung und breite Vennögensbildung in Arbeitnehmerhand 

Verstaatlichung und bürokratische Gängelung der Menschen w1d der Wirtschaft 

lehnen wir ab. Deshalb sind wir gegen sozialistische SPD-Pläne, mit denen 

tmter dem Deckmantel vernebelnder Fonneln wie "lnvestitionsmel<lestellcn UH l 

-kontrollen" ''vorausschauende Strukturpolitik" mit "Strukturräten", "Struk­

turfonds" tmd "Investitionslenkung" in Wahrheit die Jlerrschaft der 

FW1ktionäre, die BürokratisieTW1g unserer Wirtschaft tmd die umfassende 

leistlillgshernrnende Verplanung Lll1sercr Bürger angestrebt wcr<lcn. Statt 

Wachstum Ln1d Wohlstand zu schaffen und zu sichern, wird auf diesem Wege 

ein Zustand herbeigeführt, bei dem es nur noch den Mangel : u w~ rwaJtc11 gi ht. 
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Führende SPD-Politiker in Land und Blmd stehen unserer freiheitlichen 

Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung gleichgültig oder sogar ablehnend 

gegenüber. Sie sind damit verantwortlich für die Fehlentwicklungen und 

-entscheidungen der letzten Jahre. 

Nur mit einer Politik der Sozialen Marktwirtschaft werden wir die großen 

Zukunftsaufgaben in Freiheit bewältigen. Wer sich am Marktgeschehen und an 

den Wünschen der Verbraucher orientiert, gibt die beste Gewähr, den ständigen 

Wandel wirtschaftlicher Stnikturen zu meistern und den technischen und 

wirtschaftlichen Fortschritt in den Dienst der Menschen zu stellen. 

55. Wir sind für freie Gewerkschaften, freie unternehmerische Tätigkeit und 

Tarifautonomie. Ftmktionsfähige Gewerkschaften und Arbeitgeberverände, 

die ihre Mitverantwortung für Vollbeschäftigung, Wachstum und Geldwert­

stabilität anerkennen w1d am Allgemeinwohl ausrichten, erfüllen die ihnen 

als Tarifpartner übertragene Verantwortung gegenüber Staat und Gesellschaft. 

Arbeitsplät ze haben weiterhin Vorrang 

56. Angesichts der bundesweit anhaltenden Wirtschaftsschwäche und der Be­

drohung der i nternationalen Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft 

bleiben die Sicherung vorhandener und die Schaffung neuer Arbeitsplätze 

und Betriebe Hauptziele unserer Wirtschaftspolitik. Die Wirtschaftsförderungs­

mittel müssen diesen Zielen dienen. 

5 7. Der aktiven Politik unserer Landesregierung ist es zu verdanken, daß 

in Schleswig-Holstein die schweren Probleme trotz der Randlage unseres 

Landes besser als in anderen Gebieten der Bundesrepublik Deutschland bewäl­

tigt wurden: 

- während im Bundesgebiet die Zahl der Beschäftigten von 1973 bis 1977 
um 6,5 % (l.7CX).OOJ) schrumpfte, war der Rückgang bei uns mit 3,2 % 
(rund 30.00J) nur halb so hoch 

- traditionell wirtschaftsstärkere Länder- wie zum Beispiel Nordrhein­
Westfalen, Bremen und Saarland-, haben heute höhere Arbeitslosen­
zahlen als Schleswig-llolstein, das einen guten Mittelplatz im Länder­
vergleich erreichen konnte 

- während im Bund 1977 die Zahl der Konkurse und Vergleiche nochmals 
wn mehr als 2 % zunahm, gingen sie in Schleswig-Holstein um über 26 % zurück 
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- in drei Jahren (19~5 bis 1977) wurden mit öffentlichen Mitteln 
(ohne Mittelstandsstnikturprograrrun) in Schleswig-Holstein 
mehr als 10. 000 ne1 ie Arbeitsplätze geschaffen, über l. 300 Betriebe 
mit mehr als 41.00) Arbeitnehmern zur Sichenmg von Arbeits­
plätzen gefördert und Bürgschaften zur Mitwirkung bei der 
Sicherw1g von übe1 11.000 Arbeitsplätzen eingesetzt. Aufgrund von 
403 Arbeitsbescha~fungsrnaßnahrnen konnte rund 4.400 Arbeitslosen 
eine Arbeit venni::telt werden. 

Wir werden alle Mö~)ichkei ten der Landespolitik auch in Zukunft ausschöpfen, 

um 1.Vettbewerbs fähi 5e Arbeitsplätze zu erhalten un<l neue sichere Ar­

beitsplätze in Schleswig-Holstein zu schc.ffen. 

58. Sichere Arbei tspl.'.ttze gibt es nur in gesunden Unternehmen. 

~shalb treten wir ein für 

- einen Stopp bei der Steuer- und Abgabenbelastung 

- für gezielte steuerliche Entlastungen der Selbständigen und Arbeitnehmer . 
Wir wollen darni t zug1ei eh den Tarifpartnern s tabili täts- und beschäfti­
gtmgsgerechte Lohnabschlüsse erleichtern; <lern dient auch eine aktive 
Fördenmg von Vereinbarungen der Tarifpartner über eint.. betriebliche 
Vennögensbildung 

- gezielte steuerliche Entlastungen und Fördennaßnahrnen für Forschtmg und 
Entwicklung sowie arbeitsplatzschaffende Investitionen vor allem 
im Mittelstand 

- die Vereinfachung von Gesetzen w.t' Verordnungen, dal!ll t die produktiven 
Kräfte in tmserem Lande gestärkt uiid dle Investitionshemmnisse 
abgebaut werden. 

Nur ein starkes und anhaltendes Wachstum der betrieblichen Investitionen, 

das über Anlageerneuerungen und Rationalisierungen hinausgeht, sichert 

die Artleitsplätze. Sich heute gegen notwendige Investjtionen, zukunftsweisen- lf 
den technischen Fortschritt und Rationalisierungsmaßnahmen, die zur Er-

haltung der Wettbewerbsfähigkeit unserer Betriebe und Arbeitsplätze uner-

läßlich sind, zu wehren, wäre kurzsichtig und unverantwortlich; daJ11it 

würden zusätzlich unzählige, heute noch sichere Arbeitsplätze der Gefahr 

der Vernichtung ausgesetzt. 

59. ~m Schutz des arbeitenden Menschen und der Verbesserung der Arbeitsbedin­

gungen hat die CDU stets hohe Priorität eingeräumt. Die Landesregierung 

hat in den vergangenen Jahren insbesondere der beratenden und über­

wachenden Tätigkeit der Gewerbeaufsicht ihre besondere Aufmerksamkeit 

geschenkt. Ein wichtiger Schritt zur Weiterentwicklung des Arbeitsschutzes 
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war auch der Ausbau der betriebsärztlichen Versorgung der Arbeitnehmer in 

Schleswig-Holstein. Die CDU wird diese Politik zielstrebig fortsetzen. 

Leistungsfähiger Mittelstand 

60. Ein leistungsfähiger Mittelstand in Handwerk, llandcl, Industrie und freien 

Berufen ist die Grundlage der Wirtschaftsstruktur in Schleswig-Holstein. 

Unsere Landesregierung hat auch in dieser Wahlperiode in vielfältiger 

Weise - z.B. durch das Mittelstandsstrukturprogranun und neue Maßnahmen wie 

Exportgarantien, Beratung bei Export, Forschung und Entwicklung - zur 

Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen in mittelständischen Be­

trieben beigetragen. Auf Initiative der CDU-Landtagsfraktion wurde mit dem 

Mittelstan<lsförderungsgesetz von 1977 eine geschlossene Konzeption zur 

Fördenmg der gewerblichen mittelständischen Unternehmen sowie der für die 

Wirtschaft tätigen freien Berufe un<l zur Sicherung der Arbeits- und 

Ausbildungsplätze in der mittelständischen Wirtschaft geschaffen. 

61. Wir werden uns auch weiterhin darum bemühen 

die Leistungskraft und Wettbewerbsfähigkeit l.Il1Serer mittelständischen 
Betriebe zu erhalten und zu steigr:rn 

- die Gründung und die Entfaltung neuer selbständiger Existenzen sowie die 
Fortführw1g und Erweiterung gewerblicher mittelständischer Unter­
nehmen zu erleichtern 

- die rechtzeitige Anpassung an den wirtschaftlichen und technologischen 
Wandel zu l.Il1terstützen 

bei der Einführung neuer Produkte l.Il1d Technologien sowie der Er­
schließung ausländischer Märkte zu helfen 

- die Voraussetzungen zur Eigenkapitalbildung l.Il1d zur Investitions­
finanzierung über Fremdnüttel zu verbessern 

- <lie Maßnahmen zur beruflichen Leistungsfähigkeit und zur Behauptung 
am Markt, vor allem auch durch stärkere Förderung der Unternehmens­
beratung und Unternehmerweiterbildung, zu verbessern. 

Politik für den Verbrau eher 

62. Unsere Wirtschaftspolitik mit einem funktionsfähigen Wettbewerb dient dem 

Verbraucher. Wir wollen seine wirtschaftliche Stellung durch umfassende 
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Verbr .. ucherinformationen l.Il1d mit Maßnahmen zu seinem Schutz stärken. 

Unser. Landesregierung hat der Verbraucherpolitik wachsendes Gewicht 

beige;iessen und die Hilfen für ehe Verbraucherorganisationen erheblich 

erhöh . Sie hat den Ausbau eines flächendeckenden Beratungsnetzes, auch 

durch fahrbare Beratungsstationeu, im Lande gefördert, damit sich die 

Bürge in ihrem Nachbarsd1aftsbereich Rat und Hille holen kö1men. Die CDU 

ivird iesen Ausbau in den kommenden Jahren abschließen. Darüber hinaus 

werde:i wir die Beratl.Ulg zur Energieeinsparung fördern, drunit auch die 

Verbnucher zur Sicherung l.Il1Serer Energieversorgung l.Ulcl Zllr Schonung 

unser('r Umwelt bei tragen. 

Struk urpolitik für unser Land 

63 . Die CJ U will durch ihre Strukturpolitik die Fäh igkL"' i t de r Wi rtschaft stär­

ken, . ich im Wettbeiverb zu behaupten wKl neuen LntivickJ Lmgen w1ter Wahrung 

der sc,zialen Belange der Mitarbeiter anzupassen. 

Staat iche Strukturpolitik nach dem Muster der SPD als cli rekten Eingriff 

in Ufi'..~rnehmerische Investitionsentscheiclungen lehnen wir ab. Die Folgen 

staatHcher Investitionslenkung wären zentrale Fehlprognosen w1d Fehl­

entsd~itlLmgen, für die wir alle .1ufzukornmen hätten und d i c· dj e Fähigkeit 

unsen r Wirtschaft zur Anpassung gefährden ~vürden. 

64 . Unser Land hat trotz der anhaltend ungünstigen gesamtwirtschaftlichen 

Situation, die die strukturschwachen Räume des Bundesgebietes hart traf, 

die Rqionalstruktur nachhaltig verbessern können. 

Neben ::ler Schaffung l.Uld Sicherung von Arbeitsplätzen wurden Gerncinschafts­

aufgaberni ttel in den Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur - also: 

Einrichtl.Ulgen für den Fremdenverkehr, Häfen, Erschließung von Indus t rie­

gelände für neue Arbeitsplätze und Bau überbetrieb 1 icher Ausbildungs­

stätten - investiert. Die Zahl der Schwerpunktorte konnte von 18 auf 31 

erhöht werden. Damit wurde in allen Landesteilen die Chance eröffne t , mit 

öffentlicher Hilfe Arbeitsplätze zu schaffen oder zu sichern. 

65. Die Anstrengl.ITlgen l.Il1Serer Landesregierung zur Schaffung neuer, zukw1fts­

sicherer Arbeitsplätze müssen in Zukunft noch stärker als bisher vom 

Bund unterstützt werden. Wir werden rms im Bund für eine Fortcntwicklung 
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der Regionalpolitik einsetzen und insbesondere fordern 

- die vom Bund gekürzte Investitionszulage wieder von 7, 5 auf 10 % anzu­
heben, damit die strukturschwachen Regionen im Wettbewerb mit den 
starken Regionen nicht zurückfallen 

- die Förderung auf weitere Dienstleistungsl::ereiche auszudehnen und die 
Fördermodalitäten an die Arbeitsplatzerfordernisse der komnenden 
Jahre anzupassen 

- die europäischen Regionalmittel, von denen die Bundesregierung noch 
imner die Hälfte den strukturschwachen Räumen vorenthält, voll 
:iuszuschütten. 

Darüber hinaus fordern wir vom Bund in Erfüllung seiner gesetzlichen 

Pflichten verstärkte Anstrengungen bei der Zonenrandförderung und der 

Förderung der schwächer strukturierten Landesteile. 

66. Wir lehnen die von der SPD gewolJte Konzentration der Regionalförderung 

auf wenige Orte im Lande ebenso ab wie eine Förderung mit der Gießkanne. 

Wir treten vielmehr ein für eine Regionalförderung, die private Investitionen 

fördert, nicht aber gängelt und mit hohem Verwaltungsaufwand belastet, wie 

die SPD es will. Wir werden weiterhin eine Regionalförderung betreiben, 

die den Menschen in allen Teilen des Landes die Chance gibt, im Bereich 

ihres Wolmortes einen angerressenc11 Arbeitsplatz zu finden. 

Wir setzen uns für die intensive Fortführung der Förderung der gewerblichen 

Wirtschaft, der wirtschaftsnahen Infrastruktur und der Einrichtungen 

des Bildungs- und Sozialwesens sowie der beruflichen Bildung und für die 

weitere Verbesserung der Agrar- und der Verkehrsinfrastruktur im Landesteil 

Schleswig ein. 

Schiffbau und Schiffahrt 

67. Schiffbau und Schiffahrt sowie alle Fonnen der Meerestechnik, Meeres­

und Polarforschung sind ZukW1ftsauf gaben von nationaler Bedeutung und 

nicht allein regionale Anliegen der Küstenländer. 

Für uns an der Küste haben diese Aufgaben dieselbe Bedeutung wie Kohle 

und Stahl für die Menschen an Ruhr und Saar. Wir treten deshalb mit Nach­

druck dafür ein, daß sie in der Wirtschaftspolitik des Bundes auch den­

selben Rang erhalten. Durch unseren modernen Schiffbau und eine zukunfts-
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orientierte Meerestechnik werden auch die Arbeitsplätze in der Zu­

lieferindustrie gesichert, clie sich über das gesari1te Bundesgehiet 

verteilt. Eine Welthandelsnation wie die Bundesrepublik Deutschland braucht 

eine leistungsfähige eigene Schiffahrt zur Wahrung ihrer poli tischcn und 

außenwirtschaftlichen Unabhängigkeit. 

68 . Unsere Landesregierung hat vor allem durch clje Übernahme von Bürgschaften 

ein erhebliches Schiffsneubauvolumen g:eförc.leTt llllu hierdurch wesentlich 

zur Sicherung einer ausreichenden Beschäftigung der schleswig-holsteini­

schen Werften, zur Erhaltung von Arbeitsplätzen auf den Werften und zur 

Modernisierung der Schiffahrt beigetragen. 

Darüber hinaus hat das Land auch durch die Gewährung von Investitionshilfen 

im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben den Modernisierungsprozeß der Werften 

nachhaltig unterstützt und erforderliche Anpassungen an die weltweiten 

Markt- und Wettbewerbsveränderungen erleichtert. 

Wir werden diese wichtigen Hilfen in Zukunft noch verstärkt einsetzen. 

69 . Nicht zuletzt dem Einsatz unserer Landesregierung ist es zu verdanken, 

daß der Bund inzwischen den Forderungen der Küstenländer mit der Fort­

führung der förclenu1gsmaßnahmen ::.11gunsten von Schiffbau und Schiffahrt ent­

sprochen hat. 

Wir erwarten, daß die Btmdesregierung in Zukunft den Sorgen der Menschen 

auf den Werften und in der Schiffahrt aufgeschlossener gegenübersteht und 

die erforderlichen Hilfen schneller und wirkungsvoller einsetzt. Dazu 

gehört auch, auf internationaler Ebene alle Anstrengungen zu unternehmen, 41 
um Wettbewerbsverzerrungen und protektionistische Tendenzen zu Lasten 

unserer Schiffahrt abzubauen. Wir werden uns weiterhin für eine aktive 

Schiffahrtspolitik einsetzen. Unserer deutschen Flotte müssen die notwen-

digen Freiheitsrätnne für ihren weiteren wirtschaftlichen Einsatz ge-

sichert werden. Die staatliche Förderungspolitik ist daran auszurj chten, 

die Konkurrenzfähigkeit unserer Schiffahrt gegenüber verzerrten Wettbe­

werbsbedingungen auf den internationalen Schiffahrtsmärkten zu erhalten. 

70 . Im Lande werden wir auch weiterhin Landesbürgschaften als ein wichtiges 

Instrtnnent zugunsten der Schiffahrts- und Schiffbauunten1ehmen einsetzen. 
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Darüber hinaus sind weitere Maßnahrren vorgesehen, die den Werften die 

Möglichkeit eröffnen sollen, durch den Ausbau einer vielfältigen Produktion 

mögliche Beschäftigungseinbrüche im Schiffneubau teilweise auszugleichen 

und dem drohenden Verlust von Arbeitsplätzen entgegenzuwirken. 

Ergänzend zur Bundesförderung werden wir verstärkt Schiffbauzuschüsse für 

Neubauten auf schleswig-holsteinischen Werften zur Verfügung stellen. 

Für sichere, preisgünstige und t.nnweltfreundliche Energie 

71. Die Versorgung unserer Bevölkerung und unserer Betriebe mit sicherer, 

preisgünstiger und umweltfreundlicher Energie unter Gewährleistung markt­

wirtschaftlicher Prinzipien bleibt eine der zentralen Aufgaben unserer 

Politik zur Sicherung von Arbeitsplätzen, sozialer Gerechtigkeit und Wohl­

stand. 

72. Die CDU hat einen klaren Kurs in der Energiepolitik. 

Die CDU sagt Ja zu einem qualitätsorientierten Wachstum und verschweigt 

nicht, daß wir dafür mehr Energie brauchen. 

Die CDU sagt Ja zu einer ratioi1ellen und sparsamen Energieverwendung. 

Dabei ist eine marktwirtschaftliche Politik der beste Weg Energie einzuspar 

S:::hleswig-Holstein ist neben Baden-Württemberg das einzige Land, das ein 

Landesprogrannn zur sinnvollen und sparsamen Energieverwendung und -ein­

sparung verwirklicht. 

In den entscheidenden Fragen der Energiepolitik - vor allem der Genehmigung 

von Kernkraftwerken, den Vorschriften für den Umweltschutz, Sicherheit und 

Entsorgung - ist die Bundesregierung zuständig und verantwortlich. 

Energiepolitik für Schleswig-Holstein kann deshalb nur im Rahmen der Energi 

politik des Bundes betrieben werden. 

Die CDU wird sicherstellen, daß die konventionellen Energieträger (Kohle, 

Mineralöl und Erdgas) ihren Beitrag leisten, den künftigen Energiebedarf 

zu decken. 

Auch bei optimaler Nutzung dieser Energieträger verbleibt auf längere Sicht 

eine Energielücke. Deshalb fordert die Cil.J, daß alle denkbaren Anstrengungel 
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untenonmen werden, insbesondere durch verstärkte Forschungsförderung neue, 

sichf~re und umweltfreundliche Energiesysteme zu entwickeln. Solange die 

drohude Energielücke nicht durch neue Energieträger geschlossen werden 

kann, können wir auf die friedliche Nutzung der Kernenergi e nicht ver­

zichten. Die CDU in Schleswig-Holstein unterstützt mit dieser Politik 

das iinergieprogrannn der Bundesregierung. 

73. Die ~ _cherhei tsnonnen deutscher Kernkraftwerke sind die schärfsten und besten 

in de Welt. Wir werden auch weiterhin dem Betrieb von Kernkraftwerken 

zu.rnrmen mit der Bundesregierung nur dann zustinnnen, wenn Sicherffii ts- und 

Entscrgungsvorschriften dem wissenschaftlich-technischen Stand entsprechen 

und :tami t der Schutz von Mensch und Umwelt gewährleistet i:, t. Bei der Nutzung 

der Kernenergie hat Sicherheit Vorrang vor wirt schaftlichen El1'{ägungen. 41it 
Erst auf klaren rechtlichen Grundlagen der Bundesregierung zur Durch-

führ.mg ihres Energieprogrannns und dessen Abstirrunung mit den wichtigsten 

Vor~ , :::hriften für Sicherheit und Umweltschutz können Planungen für weitere 

Kraftwerke i n Schleswig-Holstein erfolgen . 

74. Die SPD des Landes hat kein energiepolitisches Konzept . Sie sagt nur 

Nein: Nein gegen die ausgewogene Energiepol itik der Landesregierung; Nein 

gegen das energiepolitische Program11 der Bundesregienmg. 

Die SPD sagt Nein 

- zum Ausbau der Kernenergie 

- zum a'Usgewogenen Einsatz sowie zum Verbund von Kohle und Kernenergie 

- zu einer marktwirtschaftlichen Energieeinsparung. 

Die negative Haltung der SPD in Schleswig-Holstein würde wi rtschaftlichen 

und sozialen Rückschritt für unser Land bedeuten. Deshalb warnen auch die 

Gewerkschaften vor den Auswirkungen der schleswig-holst einischen SPD­

Forderungen. 

75. Die CDU wird sich für das Land Schleswig-Holstein auch i n Zukunft dafür 

einsetzen, daß 

- das marktwirtschaftliche Energieeinsparungsprogramm der Landesregierung 
konsequent umgesetzt wird 

-26-



- 26 -

- die Entwicklung und der Einsatz neuer Technologien zur Energieerzeugung 
un.J -verwendung unterstützt werden 

- di~ hohen Stromkostennachteile durch verstärkten Einsatz von Importkohle 
UJ1j durch sinnvolle Nutzung der Kernenergie abgebaut werden 

cte Femwänne und das Gasverteilungsnetz weiter ausgebaut wird sowie 
ei~ Verbundgasnetz mit den skandinavischen Ländern angestrebt wird. 

Für LlS sind Energiepolitik und lhnweltschutz keine wirklichen Gegensätze. 

Alle energiepolitischen Entscheidungen müssen die Belange des Umwelt­

schut .:es berücksichtigen. 

Fremd'nverkehr 

76. Die g.1te Entwicklung des schleswig-holsteinischen Fremdenverkehrs mit 

nunrrehr jährlich insgesamt 36 Millionen Obernachtungen ist das Ergebnis 

der erfolgreichen Fremdenverkehrspolitik unserer Landc~rcgicnmg. Auf der 

Gnmdlage der Landesplanung lmd Raumordnw1g hat sie di.c Nct1err1chtrn1g, 

ErweJterung, Modernisierung und Rational isierung von Fremdenverkehrsbe­

trieben mit Mitteln aus der Investitions zulage, der Gcmei nschaftsaufgabe 

und aus dem landeseigenen Fremdenverkehrsprogrrurun gezielt gefördert. Das 

Angebot an öffentlichen Fremdenvcrkehrsein richtLmgen in den schleswig­

holsteinischen Bädern und anderen Fremdenverkehrsgemc.indcn konnte weiter 

verbessert und an die vielfältigen Ansprüche der Gäste angepaßt werden. 

77. Die von der schleswig-holsteinischen SPD vertretene fonlcnmg nach 

einem Entwicklungsgesamtplan für den Fremdenverkehr lehnen wir ab. Sie ist 

mit der Planungshoheit unserer Gemeinden nicht zu vereinbaren; druni t 

würden die Weichen gegen einen gesunden, leistungsförden1dcn Wettbewerb 

in Richtung Investitionslenkung falsch gestellt werden. Das gilt auch 

für die von der SPD geforderte Einschränkung der Fremdenvcrkehrsförder­

gebiete, die rnit unseren Vorstellungen einer freiheitlichen Wirtschafts­

und Gesellschaftsordmmg zum Wohl der Bürger nicht zu vereinbaren ist. 

78. übergeordnete Ziele unserer Fremdenverkehrspol itik als Teil der regionalt n 

Strukturpolitik und der Mittelstandspolitik bleiben die Schaffung neuer 

und die Sicherung bestehender Arbeitsplätze und Betriebe im Fremdenverkehr 

sowie die Hebung des Einkonunensni veaus der Bevölkerung in den Fremden ver-
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kehrsgebie ten. Wir wollen die Leistungsfähigkeit der kleineren und 

mittle ren Fremdenverkehrsbetriebe vorrangig stärken. 

Unsere Fremdenverkehrspolitik wird weiterhin den Belangen des Umwelt-

schu ... zE :> und der Bewahrung der natürlichen Erholungslandschaft Schleswig­

Ilolstei-1 Rechnung tragen. Wir werden die öffentlichen Fremdenverkehrseinrich­

ttn1gen Jnter Beachtung des Problems der Folgekosten dem zukünftigen Be-

darf entsprechend ausbauen. 

W0itere Großvorhaben des Fremdenverkehrs sind in Schleswig-Holstein nicht 

vorgese!1en. Wir unterstützen alle Bemühungen, die Qualität unseres ge­

w0rblichen Fremdenverkehrsangebotes zu verbessern und die Saison zu ver­

längern. Dies hat Vorrang vor einer Ausweitung des Bettenangebotes. 

Weitere Initiativen von Privatvermietern, die Aktion "Urlaub auf dem Bauen1- 41 
hof'' illld Einrichtilllgen der Naherholung wollen wir besonder s förde1n. 

Verkehrspolitik 

79. Ausreichende und leistlmgsfähige Verkehrsverbindilllgen in all en Landesteilen 

sind eine wichtige Voraussetzung für die weitere Verbesserung der Erwerbs­

chancen l.mserer M:.mschen, für die Schaffung illld Erhaltung von Arbeits-

p 1ät:en illld für <lie Gleichwcrtighl it der Lebensverhältnisse in Schleswig­

Holstein. Zur Milderung <ler wirtschaftsgeographischen Nachteile unseres 

Landes sind leistilllgsstarke Verkehrsverbindungen zu den großen Wirtschafts­

zentren von überragender Bedeutung. 

Diesen Zielen dient illlsere Verkehrspolitik, die sich am notwendigen Bedarf e 
des Personen-, Güter-, Nah- illld Fernverkehrs orientiert und ein bedarf­

gerechtes, lDTifassend aufeinander abgestirruntes Netz von Verkehrsverbindungen 

auf Schiene und Straße, zu Wasser und in der Luft bereitstellt . 

80. Umwelt- und Naturschutz sowie der Schutz der Menschen vor den Belästigungen 

des Verkehrs sind bei der Planung und Durchführung von Verkehrsbawnaß­

nahmen zu gewährleisten. 

Ein aktiver Beitrag hierzu wird durch unsere Straßenverkehrspolitik geleistet , 

die - durch den Bau von Umgehungsstraßen und leistungsfähigen Stadtstraßen, 

durch zügige Linienführungen, höhenfreie Kreuzungen und durch grüne Wellen 

bei Signalanlagen - ein möglichst unbehindertes Fahren mit optimaler Ge-
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schwinc.igkei t erreicht, so daß die Umweltbelastung durch Länn und Abgase ver­

mindert und ein wmötiger Energieverbrauch vermieden wi rd. 

Die CDU setzt sich für eine Verkehrsberuhigung in reinen Wohngebieten ein. 

Sichere und kindgerechte Anliegerstraßen haben Vorrang. Deshalb unter­

stützen wir die Bestrebungen der Gemeinden, verkehrsberuhigte Zonen ein­

zurichten. Die CDU Schleswig-Holstein setzt sich für die erforderlichen 

Änderungen des Verkehrsrechts ein. 

81. In den letzten Jahren wurden die Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden des 

Landes deutlich verbessert. Durch die Anlage von Geh- Lmd Radwegen, den 

Ausbau von Ortsdurchfahrten, durch Fahrbahnverbreiterungen und Kurvenbe­

gradigungen wurde nicht nur die Leistungsfähigkeit der Landstraßen, 

sondern auch die Verkehrssicherheit erhöht. Trotz der inzwischen beim Fern­

straßenbau erreichten Verbesserungen besteht bei der Erschließung und An­

bindung verkehrsferner, strukturschwächerer län<llicher Gebiete noch immer 

ein spürbarer Nachholbedarf. 

82. Die CDU Schleswig-Holsteins fordert eine Verkehrspolitik des Bundes, die 

<lie Küstenländer allgemein und Schleswig-Holstein im besonderen in seinen 

spe ziellen Problemen und Aufgaben, auch als Brückenland zu Skandinavien, 

stärker berücksichtigt. 

Hierzu gehört: 

- die deutliche Verstärkung der Mittel für den Bundesfemstraßenbau 
in Schleswig-Holstein 

- der zügige Ausbau überregionaler Nord-Süd- und Ost-West-Verbindungen, 
insbesondere der Autobahn Harnburg-Berlin, der Westküstenautobahn 
Itzehoe-Heide, der Fortsetzung der Vogelfluglinie von Oldenburg 
nach Puttgarcensowie die Vorbereitung der Küstenautobahn einschließlich 
der Elbquerung 

- der Ausbau der Gleiskörper und die Elektrifizierung der wichtigsten 
Fernstrecken der Bundesbahn, insbesondere der Strecke Harrburg­
Neumünster-Flensburg/Kiel, der Vogelfluglinie und der Strecke 
Lübeck-Lüneburg 

- die Deutsche Bundesbahn muß bei ihren Rationalisierilllgsplänen die 
Strukturprobleme der betroffenen Landesteile voll berücksichtigen 
und bei unvenneidlichen Streckenstillegungen einen gleichwertigen 
Ersatzverkehr bereitstellen 
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- der ~usbau des Elbe-Lübeck-Kanals und seine Einbezi ehung in das 
Biru1~nwasserstraßennetz der Bun<lesrepublik fuutsch l and und 

- einE aktivere EG-Verkehrspolitik der Bundesregierung zur Be­
seiügung von Wettbewerbsverzernmgen, unter denen die 
detr:sche Verkehrswirtschaft leidet. 

83. Die C. ~ setzt sich ein 

- für ::he Anpassung der Häfen im Lande an veränderte Anforderungen 
zur .;rhal tung und Verbesserung ihrer Wettbewerbsfähigkeit 

- für •:ine langfristig vorausschauende Luftverkehrsplanung für den 
nord:eutschen Ral.Dil, insbesondere für den Bau des Fl ughafens 
Harnt irg/Kal tenkirchen 

- für 1ie Fortführung des Verkehrssicherhei tsprogranms des Landes, 
insb:sondere für die Sicherheit von Schul- und Kindergartenwegen. 

Landwi ·tschaft - l\li rtschaftsfaktor Nr. 1 im ländlichen RaLDn 

84. Die Lru 1wirts ·haft und Jic eng rni t i111 verbundene I::rnährungswi rtschaft 

prägen - stärker als in allen anderen Bundesländern - die Wirtschaft 

Schleswi -Holsteins. Mehr als 20 Prozent der Erwerbstätigen haben ihren 

Arbei tspJ 1tz in diesen Wirtschaftsbereichen . Die Sicherung dieser Ar­

bei tsplät:.e bleibt eine vorrangip Aufgabe der CDU-Politik in Schleswig­

Hols tein. 1 Jie heimische Land- uncl Erniihnmgswirtschaft versor Jt <lie Be­

völkerung .-.lit gesunden, qualitativ hochwertigen Nahrungsmitteln. 

85. Als \vichtigc r Auftraggeber für gewerbliche Betriebe im ländlichen Raum 

und als bedeutender Investor ilieses Landes sichert die Landwirtschaft 

gerade in Ze~ten abgeschwächter Konjwlktur Arbeitsplätze und die Stabili­

tät vieler rni ttelständischer Betriebe insbesondere im ländlichen Raum. 

Glejchzeitig ist eine ordnungsgemäße land- und forstwirtschaftliche 

Nutzung wichtigste Grundlage für eine gepflegte Kultur- un<l Erholungs­

la:nd..o.; chaft. 

Die Cnu tritt daher für erne nachhaltige Sicherung der Wirtschaftskraft 

w1serer Landwirtschaft ein. 

86. Die schleswig-holsteinische Landwirtschaft konnte ihre Spitzenstellung 
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in Europa festigen. Der Leistungswille und die Einsatzbereitschaft der 

Landwirte, ihrer Familien und der Arbeitnehmer waren die entscheiden-

dei Triebfedern. Die gezielte Strukturpolitik unserer Landesregierung hat 

da;.u einen wesentlichen Bei trag geleistet: 

- \•Jn 1975 - 1978 wurden insgesamt 246 Mio D\1 für die einzelbetriebliche 
l1westi tionsförderung in landwirtschaftlichen Betrieben zur 
\ ~ rfügung gestellt 

- 21r Verbesserung der Wirtschaftsgrundlage der Höfe und der Infra­
s:ruktur des ländlichen Bereichs wurden von 1975 - 1978 im Rahmen 
c~r Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des 
KJstenschutzes" für Flurbereinigung, Wirtschaftswegebau, Trinkwasser­
·,·ersorgung, Abwasserbeseitigung sowie wasserwirtschaftliche Maßnahmen 
383 Mio IM eingesetzt. 

Bäuerliche Landwirtschaft hat Vorrang 

87. Im Mittelpunkt unserer Agrarpolitik steht der freie und unternehmerische 

leistungsfahige und anpassungsbereite Landwirt. Ziel unserer Politik ist 

es, die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Grundlagen einer bäuer­

lichen Landwirtschaft als bedeutenden Teil eines selbständigen und von 

staatlichem Einfluß möglichst unabhängigen Mittelstandes zu siche111. 

Die CDU setzt sich daher für eine breite Eigentumsstreuung an Grund und 

Boden ein als einen unverzichtbaren Grundwert ihrer Politik für eine 

freie Gesellschaft. Eine Aushöhlung des privaten Eigentums werden wir 

nicht zulassen. 

88. Wir halten jedoch einen ausgewogenen und sachgerechten Ausgleich zwi­

schen den berechtigten Interessen des Einzelnen und der Allgemeinheit 

fur notwendig. Die Möglichkeiten des Grundstücksverkehrsgesetzes und 

des Landpachtgesetzes schöpfen wir aus, um gesunde agrarstn.ikturelle 

Entwicklungen zu stützen. 

Im Gegensatz zur SPD dieses Landes lehnen wir eine dirigistische Lenkung 

des Grundstücksverkehrs ab. 

89. Für den freien landwirtschaftlichen Unternehmer - wie für alle ~nschen -

wollen wir die volle Teilnahme an der allgemeinen Einkommensentwicklung. 

Wesentliche Voraussetzung dafür ist eine ausgewogene Markt- und Preis­

politik, die sich an den Kosten orientiert, andererseits aber auch Über­

schüsse auf Teilmärkten und die Wettbewerbsverhältnisse zwischen den 
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Mi t!:lie<lstaaten berücksichtigt. 

90. Die ~DU hejaht das von ihr geprägte System der europäischen Marktord­

mm1::m mit der darin verankerten staatlichen Verant wortung. Solange eine 

ein'·ei tliche Wirtschafts- und Währungspol i tik fehl t , muß der Grenzaus­

gle1 ::h beibehalten werden. Wir widersetzen uns jeder Aushöhlung dieser 

Regdungen. 

Vert'..:sserung der Agrarstruktur bleibt Schwerpunkt 

91. Die CDU stärkt mit ihrer Politik den ländlichen Raum. Durch gezielte 

st1 ikturelle llilfen werden die landwirtschaftlichen Betriebe W1d die 

lär llichcn Gemeinden in ihrer EntwicklW1g gefördert. Das umfassende 

För:lerungsinstrument der Gemeinschaftsaufgabe "Verbessenmg der Agrar­

s tJ' lk.tur und des Küstenschutzes" muß fortgeführt werden. fäcsc Gemcin­

schftsaufgabe hat sich bewährt. IVir fordern jedoch eine angemessene 

Ber cksichtigung Schleswig-Hols teins bei der Mittelvergabe. 

\\ir wolleu Jic überbet rieblichen agrarstrukturellen Förderungsmaßnahmen 

fonsetzen. 

Fluneuordmmg, Wi rtschaftswegE.'bau und Regelung der wassenvirt­

scha::tlichcn Verhältni sse schaffen vielfach erst die Voraussetzungen 

für eine rationelle Landbewirtschaftung. Sie sind gleichzeitige Grundlage 

für eine moderne Entwicklung der ländlichen Gemeinden. 

y>, In der einzelbetrieblichen Investitionsfördenmg unterstützen wir die 

lmtcrnehmerische Initiative des einzelnen Landwirts . Wir geben damit Hilfe 

zur Selbsthilfe in den Betrieben, die sich olme staatliche Hilfe nicht 

ausreichend weiterentwickeln können. So sichern wir Arbeitsplätze 

innerhalb der Landwirtschaft und der mitte l s tändischen Wirtschaft des 

ländlichen Raumes. 

Wir fordern eine Vereinfachung der bundeseinheitlichen Richtlinien für 

die einzelbetriebliche Investitionsförderung. 

93. Die ClJU setzt sich dafür ein, die Leistungsfähigkei t des Gartenbaus zu 

stärken. Baumschulen, Obst-, Gemüse- und Zierpflanzenbau sowie Garten­

w1<l Landschaftsbau haben besondere Bedeutung für die Wirtschaftskraft 

des lJn<llichen Raumes und sind überwiegend Ausdruck für das wachsende 

&. wußtsein der Menschen für eine bessere Umwel t. 
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Bewährte Landesinvestitionshilfen werden fortgesetzt 

94. Wir wollen die besonderen Landeshilfen für die Förderung baulicher 

Investitionen und für die Entwicklung der tierischen Veredlungsproduk­

tion sowie für Baumaßnahmen zur umweltfreundlichen Lagerung tierischer 

Abfallstoffe als Schwerpunkt der Landesagrarpolitik gezielt fortführen. 

Dabei sollen die Hilfen künftig noch stärker vor allem den bäuerlichen 

Familienbetrieben gewährt werden. 

Wir werden unsere Bemühungen zur Energieeinsparung auch in landwirt­

schaf tlichen Betrieben weiter verstärken. 

Wettbewerb darf nicht verzerrt werden 

tf 95. Die Fortführung kostenentlastender Maßnahmen auf den schleswig-holsteini­

schen Höfen halten wir für unverzichtbar. 

Die CDU setzt sich für die Beibehaltung der steuerlichen Entlastungen der 

landwirtschaftlichen Betriebe ein. Sie strebt eine Regelung für mehr 

Steuergerechtigkeit innerhalb der Landwirtschaft an. 

Ausbildung und Fortbildung fördert Leistungsfähigkeit 

96. Grundlagen unserer langjährigen erfolgreichen Agrarpolitik waren und 

bleiben die Erhaltung und Stärkung der Initiative und des Leistungs­

vermögens der Betriebsleiter, ihrer Familien und der Mitarbeiter. 

Bildung,Ausbildung und soziale Sicherung sind hierfür unabdingbare Voraus­

setzungen. Wir unterstützen daher die gezielte berufliche Aus- und Weiter­

bildung und Beratung durch die Landwirtschaftskammer. Die landwirt­

schaftlichen Betriebshilfsdienste bleiben ein Schwerpunkt der Agrarsozial­

politik des Landes. Jedem Farrrilienbetrieb muß bei Bedarf eine Betriebs­

und Haushaltshilfe zur Verfügung stehen. 

Ernährungswirtschaft - Partner der Landwirtschaft 

97. Als Partner der Landwirtschaft ist eine schlagkräftige standortgebundene 

Ernährungswirtschaft von großer Bedeutung für die Erhaltung der Wirt­

schaftskraft des ländlichen Raumes. Deshalb halten wir die Fortführung 

einer gezielten Förderung dieser Betriebe für notwendig. 
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Un1 die notwendigen Absatzmöglichkeiten auch außerhalb der Landesgrenze 

zu stärken, werden wir uns für eine weitere Verbesserung der Qualität 

schleswig-hols teinischer Nahrungsmittel und eine Erweiterung der 

Lebens- und Futtermittelüberwachung einsetzen sowie die gezielte 

ProJuktpflege und Absatzförderung mit dem Gütezeichnen "Hergestellt und 

gcp ruft in Schleswig-Holstein" ausbauen. Für die Verbesserung der 

ErnährungsberatLmg zur objektiven Infonnation der Verbraucher werden wir 

erntreten . 

F:~sche rei 

98. Die CDU tritt für die Sicherung der Existenz unserer Fischer und der 

Fischwirtschaft ein. Sie sind ein wichtiges Glied der Wirtschaft unseres 

Landes. 

Wir fordern <lie Bundesregierung und <lic l:G-Mi tgl ic<lsstaatcn uuf, clie 

Folgen der seerechtlichen Ändenmgen, insbesondere in der Ostsee, für die 

Fischer und ihre Familien sowie für die Fischwirtschaft zu mildern. 

Einseitige nationale Interessen, die eine Einigung der Mitgliedsstaaten 

sowohl innerhalb der EG als auch zwischen der EG und den Ostseeanlieger­

staaten verhindern, dürfen nicht -:u Lasten unserer Fischer gehen . 

99. Die schleswig-holsteinische Kutterfischerei ist unverschulJet in Not 

geraten . Unsere Landesregierung hat ein Programm zur gezielten Hilfe 

<lieses Wirtschaftszweiges vorgelegt. Bund und Land müssen dafür Sorge 

tragen, daß eine leistungsfähige Kutterfischerei in Schleswig-Holstein 

erhalten bleibt. Damit sichern wir tausende von Arbeitsplätzen 

in der Fischerei und der Fischwirtschaft un<l gewährleisten gleichzeitig die 

Versorgung unserer Bevölkerung mit Frischfisch. 

Wir unterstützen die Forschungsvorhaben für die Fischzucht an der Nord­

und Ostseeküste unter Einbeziehung von Musterbetrieben. 

Forstwirtschaft 

JOO. Die CDU mißt der Forstpolitik im waldännsten Bundesland eine besondere Rolle 

zu. Wir werden daher unsere Bemühungen, den Waldanteil durch gezielte 

Aufforstungen langfristig auf 12 % zu erhöhen, weiter fortset zen. 
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Die Bedeutllllg des Waldes für die Erholllllg der Menschen lllld seine 

Schutzfunktion für Boden, Wasser, Klima lllld Luft ist llllSChätz-

bar groß. Darüber hinaus stellt der Wald durch nachhaltig betriebene 

Forstwirtschaft eine sich ständig selbst erneuernde Rohstoffquelle für 

das von unserer Wirtschaft benötigte Holz dar. Nur der bewirtschaftete 

Wald ist in der Lage, alle an ihn gestellte Anforderllllgen zu er­

füllen. 
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III. Gesl.Illde Umwelt 

101. ~r ~~nsch karm ohne den Freirawn einer weitgehend intakten Landschaft, 

ohne Verbindung zur lebendigen Natur mit all den Schätzen, die sie uns 

bietet, in geistiger Freiheit nicht leben. 

Schleswig-lloJ stein, das Land zwischen den Meeren, mit seiner natürlichen 

Schönheit und landschaftlichen Eigenart , hat ausgezeid111ete Umweltbe­

dingungen. ~1enschen aus anderen BundesJändern beneiden uns darwn. Wir 

wollen dieses kostbare Gut für die Menschen unseres Landes bewahren, pfle­

gen und mehren. 

102. Die CDU hält den technischen Fortschritt, den weiteren Ausbau der Industrie 

und der Verkehrswege auch in illlserem Land für notwendig. Dieser Fortschritt 9 
darf aber nicht zu einer Zerstörung der Landschaft, der Natur, unserer 

Umwelt führen. Die SPD dagegen forderte jahrzehntelang groß angelegte Indu­

strie- illld Kraftwerkskomplexe ohne Rücksicht auf Lmscrc Natur. 

Bei der Schaffung weiterer Arbeitsplätze wir<l die CDU deshalb auch zukünf­

tig störende Eingriffe in die Natur und Landschaft weitgehend vermeiden. 

Wirtschaftsförderung und UmweJ tschutz werden wir aufeinander abstünrren, <la 

dies die beste Voraussetzung für attraktive Lebensbedingungen in unserem 

Lande zwischen den ~eren ist. 

]03. Die CDU hat Verständnis für die Sorge der Bürger vor der Gefahr einer Be­

einträchtigung ihres Lebensraumes. Daher haben wir schon in der Vergan­

genheit durch wirksame Vorschriften, insbesondere Landschaftspflege-, 

Landeswald-, Landeswassergesetz, sowie durch zukunftsweisende General­

pläne und der Konzeption eines Luftmeßnetzes einen hohen Grad an Umwelt­

freundlichkeit geschaffen. 

Auch unsere wirtschaftlich gesunde Land- und Forstwirtschaft, die etwa 80 ~ 

der FJäche unseres Landes bewirtschaftet, trägt wesentlich zur brhaltung 

und Gestaltung illlSerer Kulturlandschaft bei. So werden wir auch in ZukLmft 

einen sicheren UI™eltschutz garantieren. 

104. Eine erfolgreiche Umweltpolitik kann nicht allein durch staatliche Anord­

nungen geschaffen werden. Die Ca.J will ihre Umweltpolitik auch in Zukunft 

auf dem Verständnis sowie der aktiven Mithilfe der Bürger aufbauen. Dabei 

korrunt der Ausbildung und Erziehung der Kinder und Jugen<llichcn in den 
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Schi.len eine besondere Bedeutlfilg zu. Wir werden tnlS dafür einsetzen, daß 

der UnMeltschutzgedanke, den wir frilhzei tig in die Lehrplär.:i aufgenom­

men haben, im Schultmterricht verstärkt berücksichtigt wird. 

Naurschutz tnld Landschaftspflege 

105. Ffr· die CDU ist Naturschutz l.llld Landschaftsschutz zugleich Heimatschutz. 

Wi ·· werden weiterhin durch Naturschutz und Landschaftspflege die Land­

sd:i.ft in ihrer Manningfaltigkeit, ihrer Vielfalt an Pflanzen und Tieren, 

mi. Grünzonen in und an Siedltnlgsgebieten erhalten, pflegen und neu ge­

st. l ten. 

106. Es sollen für alle Räume unseres Landes Landschaftsrahmenpläne aufgestellt 

we cden, in denen die Ziele und Vorhaben des Naturschutzes und der Land­

sc1aftspflege dargestellt sind. Wir treten dafür ein, daß durch die Ober­

na·tme in die Raumordnungspläne gewährleistet wird, keine Maßnahmen mehr 

zu verwirklichen, die mit diesen Zielen nicht übereinstimmen. 

107. Die CDU betrachtet die 85 Naturschutzgebiete mit einer Fläche von 170.()(X) ha 

l.U1d 265 Landschaftsschutzgebieten rrcit 347.000 ha als notwendigen Be­
standteil zur Verbesserung der Qua11 tät unseres Landes. Wir wollen nach 

Prüflillg von 93 Landschaftsteilen weitere Naturschutzgebiete ausweisen. 

108. Wir haben eine Stiftung Naturschutz errichtet. Sie soll unter Mitbeteiligung 

lt der Bürger besonders schützenswerte Landschaftsteile ankaufen, pflegen und 

entwickeln. Der Ankauf der Hallig Süderoog und die Sicherung des international 

bekannten Vogelschutzgebietes Wallnau auf der Insel Fehmarn sind dafür 

Beispiele. 

109. Zusammenhängende Landschaftsteile mit natürlicher Vielfalt werden wir be­

vorzugt in der l.hngebung von größeren Städten als Landschaftsschutzgebiete 

ausweisen. Beispiele dafür sind das Hohe Elbufer und die Ostseeküste im 

Bereich der Förden. 

110. Wir werden Heiden, Binnendünen lilld Feuchtgebiete in ihrem natürlichen Zu­

stand erhalten tmd sie im Rahmen lll1Seres Natur- und Landschaftsschutzes 

schwe rpunktrnäßi g entwickeln. 
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Beim Jlbbau von Kies und bei Aufschüttung stellen wir s1cher, daß die 

Eingr.ffe in die Landschaft ausgeglichen werden. 

Wir werden Ortsbilder, Bau- und Bodendenkmale pflegen und erhalten. 

Wasser sichert Leben 

111. Für Schleswig-Holstein ist die Wasserwirtschaft eine Frage von geschicht­

lichem Rang. Küsten- und Binnengewässer bestinnnen den Reiz der Land-

schaft. Unsere Generalpläne für Küstenschutz, Wasscrgewirn1tmg und Wasser­

versorgung, Abwasser und Gewässerschutz und Binnengewässer sind Richtschnur 

umweltpolitischen Handelns bis ins Jahr 200J. 

112. Die CDU tritt dafür ein, daß rni t dem Wasserschatz der !\atur pfleglich 

umgegangen wird. Je<ler Bürger wird Trinkwasser in ausreichender ~!enge und 

hervorragender Güte in Schleswig-llolstcin genießen könn~n. Bis EnJe der 

80er Jahre werden alle llaushalte des Landes - sowci t erforderlich - an 

zentrale Trinkwasserversorgungsanlagen angeschlossen sein. Der Ausweisw1g 

von Wasserschutzgebieten und Untersuchungen zur l r'-'chl:ießung aller Gnmd­

wasservorkornmen werden wir unsere verstärkte Aufmerksamkeit widmen. 

113. lJas Lan<l wird auch in Zukunft ausreichende staat 1 iche lli l fon z.tuu Bau 

von Abwasserbeseitigungsanlagen gewähren. Schon heute sind 7 2 Prozent der 

J lalL':;hal tc an zentrale Abwasserbesei tigtmgsanlagen angeschlossen. Aufgrund 

der stark steigenden Investitionskosten je Einwohner wollen wir auch dezen­

trale An lagen in Gemeinden fördern, in denen eine verstärkte Bautätigkeit n9 1t 

zu erwarten ist. Für kleine Ortsteile, Streusiedlungen und Einzelgehöfte 

reichen i.n vielen Fällen auch Kleinkläranlagen aus. Daneben wird ein Schwcr­

ptmkt in der Erweiterung und Verbesserung der Reini gungslc istnng be-

stehender Kläranlagen liegen. 

Der Bau von Kläranlagen mit der dritten Reinigungsstufe am Nord-Ostsee-Kanal 

tmd am Elbe-Trave-Kanal, der Schlei, der Alster tmd Bille sowie an Seen un<l 

anderen Gewässern wird auch in Zukunft ein entschc1<lcnder Beitrag für die 

GesunJerhaltung der Gewässer sein. 
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Sichere Küsten 

114. Für die CDU ist Küstenschutz zugleich Schutz für die Mensd1en hinter den 

~ichen. Die CDU tritt dafür ein, daß bei der Durchführung von Küstenschutz­

maßnahrnen die notwendigen Eingriffe in Natur und La:ndsd1aft so gering wie 

mögJ j eh bleiben. Wir wollen das ökologische Gleichgewicht in d] esen Ge-

b] 1 ten wahren. 

Bei der Planung und Durchführung notwendiger Küstenschutzrnaßnahmen 

werden wir die gewachsene Eigenart und VielLalt <ler Küsten erhalten. Dabei 

werden w] r das Nordfriesische Wattenmeer, <las Brut-, Rast- un<l Nahrungsraum 

für viele Vogelarten ist, mit seinen DeichvorUinJcreien schüt zen. 

Wir wollen in mehreren Bereichen des Wattenmeeres die Vorlandarbeiten in­

tensivieren und zusätzlich neues grünes Vorland schaffen. 

Abfallbeseitigung 

· 115. Mit dem Generalplan Abfallbeseitigung in Schleswig-Holstein ist die Grund-

1 age für eine schadlose Abfallbesei tigtmg geschaffen worden. Die Zahl von 

über 800 Müllkippen konnte auf 23 reduziert werden. 1980 werden nur noch 

16 zentrale Abfallbeseitigungsanlagen 11estehen. Das bedeutet Schutz <ler Gewäs­

ser, insbesondere des Grundwassc rs, aber auch Schutz der Lan<lschaft vor Ver­

unreinigungen. Langfristig strebt die CDU Lösungen an, e1ne Reihe von Ab-

fäl 1en einer geordneten Wiedervcnvertung zuzuführen. 

lrrnnissions- und Strahlenschutz 

llb. lvcnschen aber auch Tiere LU1d Pflanzen müssen vor schädlichen Irrunissionen 

geschützt werden. Die CDU will die erforderlichen Voraussetzungen schaffen, 

daß Jie technischen Einrichtungen zur Abscheidung von Luftverunreini­

gungen verbessert werden können. In einem System der Luftüberwachung werden 

Meßcontainer kontinuierliche Inunissionsmessungen insbesondere im llamburger 

Randgebiet durchführen. 

11 7. Die CDU wird durch eine menschenfreundliche Stadtplanung w1d Arbeitsplatz­

gestaltung den Lärmschutz verstärkt fördern. Bereits im frühen Stadium der 

Plammgen wollen wir alle Möglichkeiten ausschöpfen, einen wirksamen 

-39-



- 39 -

Lännschutz zu erreichen. Das gilt insbesondere beim Bau von Wohn- und Ge­

schäftshäusern, Gewerbe- und Industrieanlagen sowie bei der Führung von 

Straßentrassen und Schienenwegen und bei der Festsetzlfilg von Flugver­

kehrswegen. 

Am Arbeitsplatz wollen wir den Länn an der Quelle selbst mindern oder ab­

schinnen, um gesundheitliche Schäden für die Arbeitnehmer zu venneiden. 

118. Die Sorgen vieler Bürger unseres Landes vor Umweltgefahren durch Kraftwerke 

nehmen wir sehr ernst. Deshalb gehören der Schutz von Leben und Gesundheit, 

die Sicherung zukünftiger Lebensbedingungen und die Erhaltung von Natur und 

Landschaft vor Umweltbelastungen von Kraftwerken zu w1seren vordringlichen 

Aufgaben. Wir werden alle nur denkbaren Maßnahmen ergreifen, um beim Bau 

und Betrieb von Kraftwerken schädliche Irrnnissionen zu verhindern. 

Gesunde Lebensmittel 

119. Alle lvenschen haben Anspruch auf gesunde Lebensmittel. Kontrollen auf Rück­

stände von Pflanzenschutzmitteln, Düngemittel verkchrskontrolle, Futter­

mittelkontrolle, Überprüfung des Fleisches auf Rückstände sowie die Über­

wachung von Lebensmitteln und BcJarfsgegenständen dienen dem Verbraucher­

schutz. Wir gewährleisten eine lückenlose Übenvachung von der Produktion 

bis zum Verbrauch. Die CDU wird dafür eintreten , daß die llerstellung und 

Verwendung urnweltgefährdender Chemikalien umfassend gesetzlich geregelt 

werden. 

Freizeit und Erhollfilg 

120. Die CDU wird zur Sicherung des Freizeit- und Erholungsbedürfnisses unserer 

Bevölkerw1g sowie der vielen Urlauber die natur- und ortsnahen Erholungs­

möglichkeiten in der schönen schleswig-holste inischen Landschaft weiter 

entwickeln. Die besonderen Anliegen der Familien mit ihren Kindern werden 

wir bevorzugt ~rücksichtigen . 

Wir bringen die Belange der Erholungssuchenden rni t den besonderen Schutz­

bcstinunlfilgen für Teilgebiete unseres Landes mit Hil [c der modernen Land-
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schaftspflege-, Landeswald- lllld Landeswassergesetze in Ei·J<lang. 

Die Geset ze dienen der erholllllgssuchenden Bürger 

- der auf allen Wegen die Feldmark und die Wälder betreten 

l.llld auf gekennzeichneten Wegen reiten kann 

- Je r Zugang zu den Seen lllld den Meeresstränden an Nord- ;.md Ostsee 

e rhält. 

121. Di e vier großräwnigen Naturparke Lauenburgi sche Seen, We s ·:.ensee, Aukn1g 

l.llld Hüt tener Berge mit einer Fläche von über 136 .000 ha s ·:illen zum Nut zen 

aller Erholl.lllgssuchenden weiter entwi ckelt we rden. In höci1stens eine r Auto­

stl.lllde ist wenigstens einer dieser Naturparke von j ede r Stadt i n unser em 

Lande lllld auch von Hamburg aus zu errei chen. 

Die CDU wird bei der Planung l.lllcl dem Ausbau der Naturparke neben de r Er­

hal tllllg der landschaftlichen Eigenart und des Lebensrawnes für Pflanzen 

l.llld Tiere dem Befürdnis der Menschen nach vielfältigen Erholungsmöglich­

keiten Rechnllllg tragen. 
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IV. Kultur und Bildung haben weiterhin Vorrang 

122. In •'en vergangenen Jahren hat die Kultur- und Bildungspolitik in Schles­

wig-·Holstein eine besondere Bedeutung gehabt. rast jede dritte Mark aus 

dem Landeshaushalt wurde für diesen Bereich ausgegeben. Durch eine umsich­

tigE Kulturpolitik, in deren ~1ittelpunkt der einzelne Mensch und nicht eine 

lJec logie standen , ist tmseren Schülern w1<l Studenten, Lehrern, llochschul­

leh;·~m und El ten1 eine Schul- tmd Hochschulmisere wie in den SPD/FDP­

reg1.~rten Btm<leslänJem erspart gebliehen. 

123. Auch in Zukunft wird die Kultur- und Bildungspolitik für die CDU 

Vorr .ng haben. Sie ist eine wesentliche Vor aussetztmg für die Siche rung 

der L: .ikunftschancen unsere r Jugend. Nach den Jahren umfangreicher Bildungs­

refon en Lmd intensiver Schulve r suche kommt es jetzt darauf an, die gewonne"tt 

nen Er1<enntnisse auszuwer ten , um das Schulwesen zu konsolidieren . Die be­

stehen en Einrichtw1gen werden weiterentwickelt W1<l verbessert. ErziehW1gs­

und Bi. :iLmgsinhultc bestimmen die Zuktmft unse r er fre iheitlichen Gesell ­

schaft. ~shalb sind sie für tms wichtiger als die Probleme der Schul­

organis„tion. 

Bi 1 clungs: und Erziehungsauftrag der Schule 

124. Wir trctC'.1 für eine Erziehung ein, <lie von den grundlegenden Werten unse1er 

Kultur ge~ragen wird. Dazu gehören insbesondere das Bekenntnis zur Familie 

und zur Vc:rantwortm1g für den Nächsten, das Gefühl für Gerechtigkei t, die 

Achtung ver dem Gesetz s owie die Bejahung und Verteidigung Lmseres demo­

kratischen Staates . Die Schule muß die Liebe zur Heimat und zum Vat erland 

fördern, <las Bekenntnis zur eigenen Geschichte entwickeln, den Willen 

zur WieJervereinigung Deutschlands erhalten und den jungen Menschen zu einem 

vereinigten Europci in Freiheit hinführ en. 

125. Erziehung Lmd Bildung soll den j tmgen Menschen befähigen, sich ein eigen-

s tän<liges Urteil zu bilden und in Verantworttmg zu handeln. Eine Er ziehung, 

die sich in Kritik t.md VemeinW1g erschöpft, lehnen wir ab, da sie einen 

bindungslosen Menschen schafft. 

BildLmg und Erziehung dürfen nicht für ideologische Ziele mißbraucht 

werden. Es ist zutie fst autoritär, noch unkritische junge Menschen unbemerkt 
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auf ein Gesellschaftssystem ohne Freiheit und Demokratie festzulegen. 

126. Das staatliche Schulwesen kann seinen Bildungsauftrag nur erfüllen, wenn 

es 1nvoreingenommen die Naturtatsache berücksichtigt, daß nicht alle 

Memchen gleich veranlagt und deshalb auch nicht in gleicher Richtung 

bilcungsfähig sind. Jeder Schüler ist eine unverwechselbare Persönlich­

kei ·: . Er muß entsprechend seinen Begabungen und Leistungen gefordert und 

gefordert werden. Er darf nicht überfonlert werden. Dies ist nach unsere r 

Auffassung nur in einem gegliederten Schulwesen möglich, nicht aber in der 

EirJiei tsschule. 

127. Wi r widersetzen uns allen Bestrebungen, links- und rechtse "<trcmen Kräften, 

die nicht auf dem Boden des Grundgesetzes stehen, die Ausuuung des Lehrer­

berufes zu ermöglichen. 

SPD und PDP verkennen die Bedeutung des Lehrerberufes für die Zukunft 

unserer freiheitlichen Demokratie, wenn sie Kormnunisten und anderen Ver­

fassungsfeinden die Tätigkeit in unseren Schulen ermöglichen. 

Jedem Lehrer lassen wir Raum für pädagogische Gestaltungsfreiheit. 

Kindgerechte Schule 

128 . Immer mehr Schüler klagen über Schulangst. Gestützt auf Erhebungen von 

Medizinern und Psychologen nehmen wir Berichte über die steigenden Be­
lastungen im Schulalltag sehr ernst. Unsere Landesregierung hat eine 

Kommission "Kindgerechte Schule" eingesetzt. Wir werden ihre Arbeitsergehnis sc 

mit dem Ziel verwerten, die Schule kinderfreundlicher zu machen. 

l~shalb soll die Schule nicht nur Fachwissen vermitteln . Schulbildung soll 

auch Fähigkeiten und Fertigkeiten entwickeln wie die Freude am Schönen, 

die Pflege musischer Anlagen, den Spaß am sportlich-körperlichen Kräfte­

messen und die Selbstverwirklichung durch handwerkliche Arbeit. 

129. Wir widersetzen uns einer übertriebenen Konzentration der Schulen. Das gi 1 t 

besonders für den ländlichen Raum, in dem die Schulwege nicht zu lang sein 

dürfen. Wir werden vorhandene einzügige Grund-, llaupt- und Realschulen 

in kleineren Gemeinden erhalten. Die von der SPD geforderte Einführw1g 

der Gesamtschule bedeutet u.a. die Stillegung zahlreicher neuer 
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voll ausgebauter Schulen. Die Folge sind unvertretbar lange Schulwege 

tm.l übergroße Schulen, in <lenen menschliche Beziehungen zu kur3 konuncn. 

Wi r werden unsere Kinder vor den zusätzlichen Belastungen der Gesamt­

schule schützen. 

Kl1·inere Klassen 

130. Se~t 1970 stiegen in Schleswig-Holstein die Schülerzahlen um 23 i, im 

Bw-jesdurchschnitt dagegen nur um 13 i. Durch große Anstrengungen in den 

zur.lckliegenden Jahren konnte die Lehrerversorgung schrittweise verbessert 

wen\:m. Allein in den letzten vier Jahren wurde die Zahl der Lehrer um fast 

1.8C{l auf über 20.000 erhöht. Mit durchschnittlich 29 Schülern pro Klas-

se h. ben wir trotz überdurchschnittlicher Schülerzahlen im Vergleich zu e 
anderen BLD1desländern eine verhtiJtnismäßig günstige Situation. 

Die P .JSbildung LUld fortbildung der Lehrer wurde J aufend verbessert. So 

wurde für alle Lehrer der Vorbereitungsdienst eingeführt. Mit dem Landes­

insti :ut für Praxis und Theorie der Schule haben wir eine gute und viel 

beacluete Einrichtung zur Einführung in den Lehrerberuf und der Lehrer­

fortbildung geschaffen. 

131. Mit Landesmitteln in llöhe von 292 Mio ll\1 sind in den letzten vier Jahren 

über 2. 300 KlassenräLD11e und 393 Turn- und Sporthallen gefördert worden. 

Druni t stehen inzwischen fast allen Schülern moderne Schul- und Sport­

stätten zur Verfügung. 

132. Die CDU wird in den nächsten 4 Jahren das gegliederte Schulsystem ins­

besondere durch folgende Maßnahmen verbessern un<l wei tcrentwickeln: 

- Ahbau des z. Z. noch vorhandenen Unterrichtsausfalls uml Verringerw1g 
der K1 asscnfrequenzen durch die Aktion "Kleinere Klasse" 

- ein Unterricht, der dem Alter und der Rci [e der Kinder angemessen ist 

- Verbesserung der Lehrpläne und des Auswahlverfahrens der Schulbüche1 

- Verstärkung von Sport und musischen Fächern in unseren Schulen 

- Betreuung für alle schulpflichtigen, aber noch nicht schulreifen Kinder, 
in Schulkindergärten oder besonders ausgestatteten Kindergärten 

- Verbesserung der Entscheidilllgshilfe für die EJ ten1 beim Übergang 
ihrer Kinder in die weiterführenden Schulen 

- Verbesserung der Berufsorientierung in den beiden Ahschlußklasscn alJcr 
allgemeinbildenden Schulen 
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- eiwei terte Durchlässigkeit der verschiedenen Schularten durch engere 
Abstimmung der Lehrpläne 

- Ausbau der Zusannnenarbei t zwischen Grundschule und wei terführen<len 
Schulen, von Hauptschule und berufsbildenden Schulen, von Schule und 
1 lochsd1Ule 

- Verstärkung der Lehrerausbildung und Lehrerfortbihlung. 

133. In dem Flächenland Schleswig-Holstein kommt der Schülerbeförderung 

eine entscheidende J:ledeutung zu. Deshalb hat die CDU-Landesregierung 

für Schüler bis zur 10. Klasse sichergestellt, daß nicht nur die 

Benu-.:zung von SchuUussen, sondern im üherört 1 i chen Verkehr auch die 

Benutzung öffentlider Verkehrsmittel unentgeltlich erfolgt. 

Berufliche Bildung 

134 . Insbesondere durch .Je verfehlte Wirtschafts-, Finanz- un<l Berufsbildungs­

politik <ler Bundesngierung haben sich die beruflichen Chancen der jungen 

Generation in den ktzten Jahren laufend verschlechtert. Unberechtigte 

Angriffe auf die betriebliche Ausbildung unc· eine Überbewertung von Abitur 

und akademischer Ausbildung durch linke Bil< Lmgs- und Gesellschafts­

politiker und -theoretiker haben daw gefüh ·t, <laf~ sich unser Ausbildungs­

und BeschäftigLmgssystem im11er weiter auseiranderentwj ekelt haben. Ein 

Überangebot an akademisch ausgebildeten Kräften auf der einen Seite und 

eine Facharbei terlüc:ke auf der anderen Seit.~ sind die Folge. 

135 . Es gehört zu unseren vorrangigen Aufgaben, die berufliche Zukunft der 

Jugend zu sichern tmd zu verbessern. Alle Jungen Menschen müssen <lie Chance 

haben, eine gute Ausbildung zu erhalten, sicl1 durch Leistung zu bewähren 

und Anerkennung zu erfahren, um in eigener Verantworttmg ihren Lebens-

weg in unserer Gesellschaft frei und selbstbewußt zu gestalten. Ziel 

unserer Berufsbildungspolitik bleibt es weiterhin, möglichst viele 

Jugendliche durch eine gute .Berufsausbildung für das Eiwerbsleben zu 

r üsten und die noch nicht berufsreifen oder behinderten Jugendlichen 

durch besondere Förderung an ihre berufliche Tätigkeit heranzuführen. Wir 

bekennen uns zum dualen Ausbildungssystem, dessen Lejstungsfähigkeit 

auf der Partnerschaft zwischen Schule und Wirtschaft gegründet ist. 

1 36 . llnsere Landesregierung hat mit Unterstützung der für die Berufsausbildung 

verantwo1 tlichen Organisationen einen Weg eingeschlagen, der sich als 
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erfolgreich enviesen hat. Die bisherigen Erfolge der BerufsbildLIDgs­

poli tik in tmsercm Lande sprechen für sich: 

- Den Betrieben Lmseres Landes ist es trotz schwieriger Auftrags- w1d 
Beschäftigungslage auch im laufenden Jahr gelw1gen, das Angebot an 
Ausbildungsplätzen so auszuweiten, daß - abgesehen von einigen regionalen 
Lmd sektoralen Engpässen - alle geeigneten ausbil<lungswilligen Jugend­
lichen einen AusbildWlgsplatz erhalten kormten 

- In der ZWlahme der AusbildWlgsplätze für die Jugend hat Schleswig­
Holstein eine Spitzenstellung im BLUldesgebiet. Die Zahl der 1977/78 
neu abgeschlossenen BerufsausbildIB1gsverhältnisse liegt in Wlserem 
Lande um 36 % höher als vor drei Jahren,während der Vergleichswert für 
den BLIDd lediglich knapp 24 % hetlägt 

- In demselben Zeitraun der letzten drei Ausbi l<lungsjahre von 1974/75 
bis 1977/78 hat sich die Zahl der Jugendlichen, die an überbetrieblichen 
AusbildLIDgslehrgängen der Wirtschaft tei lnchmcu, von 13. 000 auf mehr 
als 18.000 erhöht; die Zahl der Plät ze in überbetriehlichen AusbildWlgs-
stätten der Wirtschaft wi r<l von rd. 1. 700 vor drei Jahren auf 2 .400 A 
in diesem Jahr steigen „ 

- Die Zahl der Plätze im Jugendaufbauwerk des Landes Schleswig-Holstein 
für noch nicht berufsreifo Jugend1 iche hat sich seit 1974/75 bis jetzt von 
1.000 auf J. 330 erhöht 

- In den letzten vier Jahren konnte die Zahl der Plätze in den Berufs­
schulen des Landes im ßerufsgrundbi ldungsj ahr von 1. 325 auf 2 .125 Wld im 
berufs fähigenJen Jahr von 375 auf 1. 200 erhöht werden. 

137. Mit diesen Leistungen geben wir 11ns nicht zufrieden. 

Wir werden uns ej nsetzen für 

- den gezielten Ausbau des Berufsgnmdbildungsj ahres als erster Stufe 
beruflicher Ausbildung 

- den Ausbau des berufsbefähigenden Jahres für .Jugendliche ohne 
Ausbildungsabsicht 

- zusätzliche überbetriebli d1e Ausbildungsplätze zur VerstärkWlg des 
Ausbil<lWlgsplatzangebotes 

- den weiteren Ausbau des Jugendaufbauwerkes Schleswig-Holstein 

- genügend eigene AusbildWlgsstätten für hehinclerte Jugcnclliche 

- die Erhaltung des Fachklassenprinzips w1<l Envei te rung des 
Blockw1terrichts, cler Bezirksklassen und <lcr Lan<leshcn1fsschulen, 
soweit dies zu einer Verbesserung des Berufsschulunterrichts bei trägt 

- die besondere FördeYLIDg von Sonclerschülern Lmd Schülern ohne 
l~LvtschulHhschluß 

- die räumliche Zusammenfassung von Einrichtungen clcr be1uflichen 
Aus- und Fortbildung öffentlicher und privater Träger, um veränderten 
NutzWlgsansprüchen jederzeit gerecht zu werden. 
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138. Die Landesregierung hat ein 300-Mill ionen-Th1-Programm zur Sicherung 

der Ausbildungschancen der Jugend w1d ein 850-Plät~c-Programm für die 

Verstärkung des betrieblichen Aushilclungsplatzangebotes in vorwiegend 

strukturschwachen Räumen aufgestellt. 

Sie hat sich dabei von dem Gedanken leiten lassen , claß verstärkte An­

strengungen für die berufliche Bildung in besondc rem Maße lnvesti tionen 

für unsere Zukunft darstellen, vor a1 Lern für Lmsere jungen Menschen 

und die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft von morgen. 

139 . Unsere jungen Mitbürger müssen da\on überzeugt werden, daß sie mit einer 

abgeschlossenen Schulbildung tmd ci ne r qualifizierten Berufsausbildung den 

Gefahren der Arbeitslosigkeit rnn besten begegnen. Wir \\'erden alle Möglich­

keiten ausschöpfen, damit der erste Schritt unserer Jungen Menschen 

in das Berufsleben nicht mit Ausbildungs- odE'r Arbeitslosigkeit beginnt. 

Wir wissen, daß lintti.iuschw1g zu RC'ginn Jes f:n-.rachscncnlebens zu "Verbitterung, 

Resignation w1d Ablehnung gegen Staat tmcl l~csellschaft rühren körmen. 

Deshalb nehmen wir die davon ausgehcnJen Gefahren sehr ernst. 

Hochschulen 

140 . Wo immer sie an Jcr Macht sind, h.ibe11 So:ialisten deutsche llochschulcn in 

eine tiefe Krise gestürzt. Die gute Tradition der Freiheit von Lehre 

und Forschung gilt ihnen wenig. Für Sozialisten ist die llochschule ein 

Hebel zur Veränderung von Staat w1d Gesellschaft. 

Lehre und Forschung sind nicht nur Jic Grundlage des kulturellen und 

sozialen Wohlstandes von heute und morgen, sie sind auch Motor des 

technischen Forbchri tts. Wir bekennen uns daher zu einer Hochschule 

die Freiheit in Forschung, Lehre und Studhun rn einem 

red1tsstaatl ichen Rahmen gewährleistet 

- eine leistungsorientierte wissenscha ftlichc Aushi ldung venni tte 1 t 

- eine leisttu1gsfähige Selbstverwaltung hesi tzt, in Jer Kompetenzen 

und Verantwortw1g klar bestinunt sind 

- in <ler Jie äußeren Arbeitsbedingungen für Wissenschaftler und 

Studenten gesichert sind und 

- welche die bereitgestellten öffontl ichen Mi tteJ wirtschaftlich veNcndet. 
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Wj r schützen die Hochschulen gegen ideologischen Mißbrauch. 

141. Fi.'.r den Ausbau der Hochschulen sind in Schleswig-Holstein, 

wo z.Z. 20.000 junge Menschen studieren, in den letzten 

vier Jahren aus Bundes- und Landesmitteln rund 290 Mio DM ausgegeben 

worden. Seit 1975 hat die Universität Kiel ein neues Physikzentrwn, 

das Sportforum, ein neues Biologiezentn1rn, eine zweite Mensa sowie 

eine Zahn- und eine neue Kinderklinik erhalten. An der Medizinischen 

Hochschule Lübeck konnte der Neubau für die klinisch-theoretischen 

Institute in Betrieb genommen werden. Die Fachhochschule Flensburg erhielt 

einen Großrnotorenprüfstand. Daneben sind weitere wichtige Neubauten 

begonnen worden: An der Universität Kiel die Chirurgische Klinik und die 

Erweiterung der Nervenklinik, an der Medizinischen Hochschule Lübeck 

der Neubau für die zentralen Versorgungseinrichtungen und der Neubau 

für die Vorklinik, der Neubau der MusikhochschuJc Lübeck sowie zwei 

neue Verfügungsblocks für die Fachhochschule Flensburg. 

142. Wir wollen den funktionsgerechten Ausbau der Hochschulstandarte Kiel, 

Lübeck und Flensburg fortsetzen und hierfür in den kommenden vier 

Jahren nmd 350 Mio I1v1 aufwenden. Der Ausbau in Kiel soll damit im 

wesentlichen abgeschlossen werden. Die Planung für den Ausbau der Fach­

hochschule Flensburg ist in eine konkrete Phase getreten. 

Wir wollen darüber hinaus unseren Hochschulen die Mittel bereitstellen, 

die sie benötigen, um für die Zeit der starken Abiturjahrgänge be­

fristet zusätzliche Studienplätze zu schaffen. Mit über 30 Mio J]v1 

wollen wir in den nächsten vier Jahren die Zahl der Studienplätze so erhöhen, 

daß bei entsprechenden Maßnalunen der anderen Länder nach Möglichkeit jedetlt 

Studierwillige aus Schleswig-Holstein einen Studienplatz (wenn auch 

nicht immer im Fach seiner Wahl), erhalten kann. Das Risiko, einen der 

Ausbildung entsprechenden Arbeitsplatz zu erhalten, können wir den 

Studenten jedoch nicht abnehmen. 

Dies bedeutet jedoch keine totale Öffnung der Hochschulen. Sie würde 

die Hochschulen funktionsLmfähig mad1en. Auf ZulassLu1gsrcgclungcn kann 

auch in Zukunft nicht verzichtet werden. 
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143. Die StudienrefoTI11 soll nicht nur eine Verkürzung des Studiums bringen, 

sondern auch eine bessere Verbindung von Studium und beruflicher PraAis. 

Die sc:hlediter werdenden beruflichen Chancen für Akademiker machen es 

nötig, die Studieninhalte so zu verändern, daß die llochschulabsol venten 

ein b1~ites berufliches Einsatzfeld finden. 

Die Forschung schafft die Voraussetzungen für die Bewältigung wichtiger 

Probleme unserer Gesellschaft. Wir werden alle Anstrengungen unternehmen, 

um die Rahmenbedingungen für die Forschung an Hochschulen, anderen 

Einriahtungen und in der Wirtschaft zu verbessern . 

Durch die weitere Verstärkung der allgemeinen Studienberatrn1g soll die große 

Zahl der Studienfachwechsler w1d Studienabbrecher verringert werden. Während 

bei den kleineren Hochschulen ehe foonn der Beratung dur h Zulassungsstellen 

und Hochschullehrer beibehalten werden soll, muß bei den großen Hech.schulen 

hauptamtliches Personal die Stuclenten beraten . 

Erwachsenenbi l <lung 

144 . Die stetige Weiterentwicklung von Wissenschaft und Technik und der soziale 

Wandel verändern unsere Lebens-, J\rhei ts- und lJmwel tbeclingungen. Vor 

diesem Ilintergrund hat die We i terbilclung eine steigende Bedeutung. Sie 

soll durch Aktualisierung des Bildungsstandes zur sozialen Sicherung 

des Bürgers bei tragen. Sie soll ihm weiter helfen, Antworten auf neue 

Fragestellungen im persönlichen, beruflichen und öffentlichen Leben zu 

finden, sozialen Aufstieg unabhängig vom Schulzeugnis zu sichern, neue 

Berechtigungen zu erwerben und sein Lehen eigenverantwortlich zu ge­

stalten . 

Jeder Bildungswillige soll die Möglichkeit erhalten, die für sein Fort­

kommen notwendigen Bildungsabschlüsse nachzuholen. 

L45 . Die Cill wird die Erwamsenenbildung im Land Schleswig-Jlolstein weiter 

fördern. Auch im ländlichen Raum müssen qualifizierte Angebote gemaGht 

werden, die jedem Bürger zugänglich sind. Hierbei kommt den Volkshoch­

schulen und den Bildungsstätten eine besondere Bedeutung zu. 

In den letzten Jahren ist die Zahl der durchgeführten Unterrichtsstunden 

in der Erwachsenenbildung dank steigender Zuschüsse des Landes 

ständig gestiegen. Die Bekämpfung <ler /\rbeitslosigkcit durch die 

Entwicklung des Angebots der Volkshochschulen für nachtriigl i d1e Schulab­

schlüsse ist ein gutes Beispiel für die sinnvolle Verwen<lw1g öffentlicher 

Mittel. 
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Die CDU unterstützt Maßnahmen , um weiteren Gruppen der ßevölkeYIB1g ohne 

Na eh teile im Beruf die Teilnahme an Veranstaltungen der bcruflid1en 

und politischen Weiterbildung zu ennöglichen. Sie tritt für eine bundes­

einhei tliche Regehmg des Bildungsurlaubs für Arbeitnehmer ein. 

146 . Wir werden das Büchereiwesen in Schleswig-llolstein weiter ausbauen. Im 

Landesteil Schleswig haben wir · bereits eine Spitzenstellung für das ganze 

Bundesgebiet erreicht. 

Kulturpflege 

147 . Wir bekennen uns zu einer freiheitlichen Kulturpolitik, die Bewährtes 

erhält und für neue Inhalte und Formen aufgeschlossen ist. 

Eine besondere Verpflichtung sehen wir in der Pflege des kulturellen 

.Erbes unserer lleimat. Dabei ist J.ie Denkmalpflege eine zentrale Aufgabe. 

Das internationale Denkmalschutzjahr 1975 hat das Bewußtsein der Öffent­

lichkeit für die Notwendigkeit des Denkmalschutzes wesentlich geschärft. 

Dies gilt sowohl für die Erhaltung einzelner, besonders wertvoller Bau­

denkmale wie ganzer Straßenzüge und Ortsbilder . Das Land hat in den 

letzten vier Jahren über 2,8 Mio IM an Zuschüssen für die Wiederher­

stellung denkrnalgeschützter Gebäude aufgewendet. Es wirJ. diese Leistungen 

bis zum Jahre 1982 auf jährlich etwa 1,3 Mio IM steigern . 

Der Aufbau des Schleswig-Holsteinischen Freilichtmuseums in Molfsee bei 

Kiel mit seiner einzigartigen Sarrmlung von Bauernhäusern aus unserer 

Heimat geht seiner Vollendung entgegen. Das Land hat für dieses Museum 

seit seiner Gründung fast 5,9 Mio IM aufgewendet. 

In Idstedt sind das Ausstellungsgebäude und die Sammlungen restauriert 

worden. Die Landesregierung hat die Gründung einer Stiftung gefördert, die 

diese Halle in Zukunft unterhalten wird. 

148 . Auch im Bereich der archäologischen Denkmalpflege sollen die Anstrengungen 

zur Erhaltung vorgeschichtlicher Zeugnisse im Lande verstärkt werden. 

In Schleswig-Holstein gibt es rund 35.CXX) archäologische Denkmale, von 

denen über 3. CXX) unter Schutz gestellt wurden, 750 allein sejt 1974. Das 

Land wird seine finanziellen Aufwendungen für diesen Zweck erhöhen. 
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Wir wo1 len die Schleswig-Ilolsteiner auch mit ihrer Vor- und Frühgeschichte 

zunehmend vertraut machen. Die Hebung eines Wikingerschi ffes und <ler Bau 

eines besonderen Musewns in Hai thabu sowie auch die Frei leglll1g des Olden­

burger Walls sind dafür überzeugende Beispiele. 

149. Seit .Jahrzehnten fördert das Land die Pflege der niederdeutschen Sprache 

und unterstützt die Niederdeutschen Bühnen. Damit erhält jeder Bürger 

die M:5glichkeit, das Schaffen unserer niederdeutschen Autoren kennenzulernen. 

Seit seiner Gründung im Jahre 1974 wird das Niederdeutsche Institut in 

Bremen von dem Land Schleswig-Holstein ideell und materiel1 gefördert. 

1 SO. Jnsbesondere durch die Erweiterung cler Museen sollen die Kulturgüter unsereT 

Ileimat di.:n Bürgern zugänglicher werden. Deshalb ist 1978 die Stelle eines 

Landesmuseiunsclirektor geschaffen worden, cler außer der Leitung des 

Schleswig-Holsteinischen Landesmusewns vor allem folgende Aufgaben wahr­

nehmen soll: 

- Beratung der Landesregierung in Fragen des Museumswesens 

- .Entwh:klw1g von Konzeptionen für Museumspädagogik im Lande 

Beratung der zahlreichen, häufig ehrenamtlich geleiteten Museen 1Ill Lande. 

lS!. Die Zuschüsse des Landes für die Theater wurden in den letzten Jahren 

laufend erhöht. Allein im vergangenen Jahr haben die Bühnen in Kiel, 

Lübeck und Jas Schleswig-llolsteine Landestheater und Sinfonieorchester 

GmbH vom Land Mittel in Höhe von 17 ,6S Mio IN erhalten. Diese Förderung wird 

entsprechend der allgemeinen Kostenentwicklung im Jahre 1979 auf 

20,6 Mio IM erhöht. 

1S2. Die musische J~rziehung hat für uns eine große Redeutung. Deshalb begriißcn 

wir Jie erfreuliche Entwicklung der Musikschulen in Schleswig-llo1stein, 

deren Zah1 sich von lS im Jahre 1974 auf 23 im Jahre l 978 erhöht hat und die 

Tatsache, daß sich die Landesmittel für die Musiksclulen in den letzten 

beiden Jahren nahezu verdoppelt (d.H. von 130.000 auf 2SO.OOO DM erhöht) 

haben. w· r setzen w1s für den weiteren Ausbau der Mus i.ksc lulen in allen 

Tei lcn des Landes ein. 
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Sport 

153. Die Förderung des Schul- und Vereinssports und die Zusammenarbeit zwischen 

Sport un<l Politik sowie Schule und Verein in Schleswig-Holstein gilt seit 

Jahren bundesweit als vorbildlich. Die 1975 errichtete Landessport­

konferenz hat einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Zusanunen­

arbeit zwischen Politik und Sport geleistet. Die 1978 geschaffene 

Institution der Kreisschulsportobleute ist ein weiterESMittel zur Ver­

besserung der Zusanunenarbeit zwischen Schule und Verein. 

154. Sport ist für uns ein unverzichtbarer Bestandteil des Schulunterrichts. 

Unser Ziel, allen Schülern drei Sportstunden in der Woche zu geben, konnte e 
im Gyrrmasial- und Realschulbereich fast erreicht werden und soll schritt­

weise aud1 an allen anderen Vollzeitschulen verwirklicht werden. Auch 

Berufsschüler müssen schrittweise <lie Möglichkeit erhalten, sich im Rah-

men der Schule sportlich zu betätigen. ~r Sport für behinderte Kinder 

und Jugendliche ist weiter auszubauen. 

155 . Unser besondere Engagement gilt dem Vereinssport. Der Hinweis, daß in­

zwischen jeder vierte Schleswig-Holsteiner Mitglied eines Sportvereins 

ist, unterstreicht die große Bedeutung des Sports. Wir erkennen die großen 

personellen und materiellen Eigenleistungen der Sportvereine und -verbände 

an und bekennen uns zu deren Eigenverantwortung. Aus eigener Kraft 

können sie aber ihre vielfältigen Aufgaben nicht mehr erfüllen. 

Wir treten deshalb dafür ein, auch in Zukunft die Zuweisungen des Landes 

an den Sport angemessen zu erhöhen. 

156. In den letzten vier Jahren konnten mit Unterstützung des Landes zahl­

reiche Sportstätten gebaut werden, die nach dem Landessportstätten­

rahmerrplan sowohl dem Schul- als auch dem Vereinssport zur Verfügung 

stehen.Wir wollen die Förderungsmaßnahmen fortsetzen und zu einem 

flächendeckenden Angebot moderner Sportstätten für den Schul- und 

Vereinssport im gesrunten Lande kommen. 

Jugendpflege 

15 7. Die CDU fordert eine Jugendarbeit, die unsere Demokratie verantwortlich 

mitträgt und zur Persönlichkeitsentwicklung des jungen Menschen bei trägt. 
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Sie soll den Jugendlichen befähigen, seine eigenen Bedürfnisse in 

Gesellschaft und Staat zu erkennen, verantwortungsbewußt tätig zu werden 

und der .Jugend in ihrer Freizeit Möglichkeiten zum gestalterischen 

Handeln anbieten. 

Wir erkennen die außerschulische J..igendarbei t als einen eigens tändigen 

Bildungs- l.ll1d Erziehungsbereich an und setzen W1S dafür ein, alle 

Fördenmgsmaßnahmen des Lapdes auch in Zukunft in einem Landesjugendplan 

z.usarrunenzufassen. 

158 . Das Schwergewicht liegt für uns auch künftig bei den Jugendverbänden und 

Jugendbildungseinrichtungen . Es ist nicht w1ser Ziel, Konzeptionen von 

oben zu verordnen, sondern Ideen und Aktivitäten der freien Verbände zu 

W1terstützen . 

Durch entsprechende Landesmittel sollen die Jugendverbände weiterhin die 

Möglichke it erhal tcn, hauptamtliche Bi ldungsrc fcrenten einzusetzen, 

Model Je der offenen .Jugendarbeit durchzuführen und Maßnahmen zur Be­

treuW1g jugendlicher Arbeitsloser anzubieten. 

159 . Ein Schwerpunkt der Jugendpolitik ist für uns der Bau von Stätten der 

Jugen<lfreizei t und Jugenderholung und die Förderw1g von Jugenderholungs­

maßnahmen . Die großen Anstrengungen des Landes auf diesem Gebiet - allein 

im letzten Jahr hat das Land für diese Aufgaben über 2 Mio 11'1 zur Ver­

fü&~mg gestellt - sind fortzusetzen . Dies gilt insbesondere auch für die 

llnterstützW1g von Jugendzentren, die von Kormnunen oder freien Verbänden 

getragen werden und bei denen Jugendliche mitgestalten können . 

. Jugendfürsorge 

160 . Für den Bereich der Jugendfürsorge hat das Land im letzten Jahr 28 Mio IM 

zur Verfügung gestellt. Der überwiegende Teil dieser Mittel wurde für 

die lleimerziehw1g benötigt. Unser Ziel ist es, die Zahl der Kinder und 

Jugendlichen, die der lleimerziehung bedürfen, zu verringern. Eine Trennung 

von den Eltern soll möglichst vennieden werden, da die RückgliedeYW1g 

in clie Familie in der Regel äußerst schwierig ist. 

161. Wir treten deshalb dafür ein, daß <las Land seine Mittel für den Ausbau 
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von Maßnalunen im Vorfeld der Heimerziehung weiterhin erhöht. Dies ins­

besondere ztnn Ausbau der Erziehungsberatungsstellen , für den Einsat z 

hauptamtlicher Erziehungsbeistände, für die Fördenmg von Pflegefa­

milien und für die Unterstützung von Modellen, die neue Wege zur Ver­

meidung der Ileimerziehung erproben. 

162 . Für bestimmte Kinder und Jugendliche wird eine r~imerziehung unvermeidlich 

bleiben. Das gilt beson<le1sin den Fällen, in denen die Familie nicht berei t 

oder nicht in der Lage ist, die notwendigen Maßnahmen mitzutragen, die 

für ein Verbleiben gefährdeter Jugendlicher in der Familie notwendig sind. 

Deshalb treten wir dafür ein, daß die Landesjugendheime und die Heime 

der Wohlfahrtsverbände weiter nach modernen sozial- und heilpädagogischen t9 
Gesichtspunkten ausgestaltet werden. 
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V. Fo.rnjlie, Gesundheit und Soziales 

]{)3 . Die Familie ist die Grundlage menschlichen Zusammenlebens. 

Sie ist die Keimzell e unseres Staates. 

Soziales Verhalten lernt der Mensch vor allem in der Pamilie. 

Die FamiJ ie ist die natürliche Gemej nschaf t, in der Kinder, Jugend-

liche, Erwachsene und ältere Menschen partnerschaftlich zusammenleben . 

In der gesunden Familie findet der einzelne Mensch Geborgenheit und den 

Rückhalt, die er als Kind für seine Entwicklung braucht und aus denen er 

als Erwachsener die Kraft für seine Leistungen im Beruf, in der Gesell­

schaft und im privaten Bereich schöpft. Die Familie braucht für ihre 

Wirkung einen Freiraum, den der Staat schützen muß, in den er sich aber 

nicht einmischen darf. Schutz und Förderung der Familie sind ein Grund­

anliegen der CDU, cills sie in allen politischen Bereichen durchsetzen will. 

164. Die Leistungen der Familjc für den einzelnen Menschen sind durch keine 

Institution zu erset zen. Familien mit Kindern, in denen sich ein Eltern­

teil voll deren Pflege un<l Erziehung wichnet, verdienen die besondere An­
crkcrmung und Unterstützung des Staates, der freien gesellschaftlichen 

Träger und Gruppen sowie jedes einzelnen Bürgers. 

105 . Die CDU hat die f.amilien in Schleswig-Holstein in allen Bereichen unter­

stützt. Das Netz der Kindergärten wurde auf über 37 .000 Plätze erweitert 

tmd damit der Bedarf gedeckt. 

- 26 Familienbildungsstätten mit ihren 60 Außen- und Nebenstellen und 
Seminare für Eltern mit Kindern werden verstärkt gefördert 

- kinderreiche Familien werden im Rahmen des Landeswohnungshauprogra.mm.s 
finanziell besonders gefördert und erhalten einen großen Teil der 
Wohnungen 

- seit 1978 läuft ein Wohnungssonderprogramm für junge Familien. 

166 . Die Situation der Familien mit mehreren Kindern muß verbessert werden. 

llier liegt auch ein entscheidender Ansatzpunkt für die Probleme der 

Bevölkerungsentwicklung. 

167 . Familienpolitik ist die Summe vieler Einzelmaßnahmen in allen politischen 

Bereichen . Familienfreundlichkeit ist ein Prinzip, das die CDU Schleswig­

llolstein überall durchsetzen will , vor allem durch 
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- eine kontinuierliche Weiterentwicklung des gegliederten Schul­
systems und der beruflichen Bildung 

- eine Wohnungsbauförderung, die für kinderreiche und junge Familien 
Schwerpunkte setzt 

- einen Ausbau der Eltern- und Erziehungsberatung einschließlich 
der Konfliktberatung werdender Mütter 

- eine vielseitige Verbraucherpolitik. 

168. Weitere Schwerpunkte der CDU für eine besondere Familienpolitik in 

Schleswig-Holstein sind 

die Förderung der Familienbildung in Familienbildungsstätten und 
Seminaren für Eltern mit Kindern 

- die Verbesserung der Arbeit der Kindergärten als freiwillige 
familienergänzende Erziehungseinrichtungen, nämlich pädagogische 
llilfen, praxisnahe Ausbildung der Fachkräfte und Förderung der 
Fortbildung 

- die verbesserte Förderung der familienerholung für kinderreiche 
fämilicn 

- der Ausbau der Ciesundheitsvorsorge und Gesundheitsberatung vor 
allem der humangenetischen Beratung 

- die Einführung eines Familiendarlehens und seine weitere Ausgestaltung 

- die Errichtlffig einer Stiftung, die Familien in Not schnell hilft. 

169. Ohne eine wirksame Gesetzgebung des Bundes werden die Maßnahmen 

des Landes nicht ausreichen, lUT1 die Situation der Familien nachhaltig zu 

verbessern. Deshalb werden wir lffiS im Bund einsetzen für 

- eine ÄndeTlffig der Steuergesetzgeblffig ZUglffiSten kinderreicher Familien 
durch Wiedereinführung der Kinderfreibeträge 

- eine regelmäßige Anpassung des Kindergeldes und Wohngeldes an die 
Entwicklung der Preise und Einkorrunen 

- Unterhaltsvorschußkassen für alleinerziehende Mütter. 

Unser langfristiges Ziel bleibt 

- die soziale Alterssicherung der Hausfrauen, die im Rahmen der 
Gleichbehandlilllg bei den Renten von Männern und Frauen nun ihre 
endgültige Regelung finden muß. Die CDU Schleswig-Holstein sieht 
in der Entscheidung für Familie und Haushalt eine zumindest ebenso 
verantwortungsvolle Aufgabe der Frau wie in der Berufstätigkeit 

- Erziehungsgeld für Mütter oder Väter in den ersten Lebensjahren 
ihrer Kinder 

- Anrechnung der Erziehungsjahre in der Sozialversicherung. 
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Gesundheit 

170 . Der Mensch steht im Mittelpunkt der Gesundheitspolitik der CDU. 

Gesundheitsleistungen und medizinischer Fortschritt müssen für jeden 

Bürger ohne Rücksicht auf seine finanzielle Situation, seinen Platz in 

der Gesellschaft und seinen Wohnort zugänglich sein. 

Wir handeln nach dem Grundsatz: soviel Freiheit wie möglich. Daraus folgt 

für das Gesundheitswesen: freie Arztwahl des Patienten, freie Berufsausübung 

und Selbstverwaltung der Heilberufe und der gesetzlichen Krankenver­

sicherung. Sozialistische Konzepte, wie sie <lie SPD unseres Landes ge­

fordert hat, orientieren sich nicht am Schicksal des einzelnen Menschen, 

sondern ordnen ihn kollektivistischen Vorstellungen unter. Wir lehnen daher 

eine Vergesellschaftung, Sozialisierung bzw. Verstaatlichung des Gesund-

hei. tswesens ab. 

171 . Auf der Grundlage der schleswig-holsteinischen Krankenhausplanung und der 

Krankenhausbauprogramme wurden die Maßnahmen zur weite ren qualitativen 

Verbesserung der Krankenhausversorgung planmäßig fortgesetzt. Seit 1975 

förde rte die Landesregierung Neu- , Um- und Ersatzbauten mit 425 Mio IM. Ein 

besonderer Schwerpunkt lag im Bereich der psychiatrischen Versorgung. Er­

arbeitet wurde ein Zielplan für die stationäre und ambulante psychiatrische 

Versorgung der nächsten Jahrzehnte in Schleswig-Holstein. Fortgeführt 

wurde das Programm der dezentralisierten Psychiatrie. An den Schwerpunkt­

krankenhäusern in Itzehoe und Neumünster konnte 1976 bzw. 1977 die Arbeit 

in den psychiatrischen AbteillIDgen aufgenommen werden. Fortgeführt wurde 

auch das Sanierungsprogramm für die drei psychiatrischen Landeskranken­

hause r. Seit 1965 hat die Landesregierung für diese lläuser 85 Mio DM 

inves tiert, bis 1984 sind nochmals 80 Mio IM eingeplant. 

172 . Di c vorbeugende Medi zin i s t ein Schwerpunkt unser er Gesundheitspolitik. 

Wir fordern die Erweiterung der Früherkennungsmaßnahmcn bei Krankheiten, 

die häufig sind, im Frühstadium erkannt werden können und bei frühzeitiger 

Behm1<llung gute l lei lungsaussichten haben , da die Volkskrankheiten 

sich durch die Erfolge der modernen Medizin in den letzten Jahrzehnten 

entsd1eidend gewandelt haben. 

Zur Erhaltung der Gesundheit muß der Einzelne selbs t beitragen. Deshalb 

kommt der GeslIDdhei t serz iehung eine besondere Bedeuttmg zu. 
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173. Der Mißbrauch von Alkohol und Tabak nimmt zu. 

Auch der Drogengebrauch ist nach wie vor ein ernstes med.izinisches und 

gesellschaftliches Problem. Besonders gefährdet ist cler junge Mensch. 

Wir fordern: 

weitere Selbstbeschränkung in der Werbung für Alkohol und Tabak 

- Einhaltung des Verbotes des Zugangs und des Gebrauchs von Alkohol 
und Tabak für Kinder und Jugendliche 

- wirksamen Schutz der jungen Menschen vor Tabak und Alkohol und ihre 
Aufklärung über die Gefahren bei Mißbrauch 

- einen verbesserten Nichtraucherschutz 

- Fortführung des Kampfes gegen die Drogensucht. 

174. Umweltschutz und Gesundheit sind untrennbar miteinander verbunden. Maßnahme9 

des Umweltschutzes müssen daher die natürlichen Lebensgrundlagen erhalten 

und <lanrit der C~sunclheit des Einzelnen und der Bevölkerung dienen. 

175. Die ambulante ärztliche und zahnärztliche Versorgung ist auch in Zukunft 

vorrangig durch niedergelassene Ärzte und Zahnärzte in freier Berufsaus­

übung sicherzustellen. Dabei hat der Arzt für Allgemeinmedizin als !laus- und 

Familienarzt eine zentrale Aufgabe. Das Krankenhaus als Institution ist für 

die reguläre ambulante ärztliche Versorgung wenig geeignet. 

176. Wir fordern die flächendeckende Betreuung der Bevölkerung durch niederge­

lassene Ärzte, Zahnärzte sowie mit Einrichtungen des Gesundheitswesens 

in vertretbarer Entfernung zum Wohnort; dies gilt auch für den ländlichen 
Rn um. 

Jeder Bürger, für den eine Krankenhausbehandlung notwendig ist, hat 

unabhängig von seinem Ein.kommen und seiner sozialen Stellung Anspruch auf 

Aufnahme in ein leistungsfähiges Krankenhaus. Wir fordern deshalb: 

- ein ausgewogenes System kleiner, mittlerer und größerer Krankenhäuser 

- auf der Grundlage der schleswig-holsteinischen Krankenhausplanung Fort-
setzung der Maßnahmen zur qualitativen Verbesserung der flächen­
deckenden Versorgung, insbesondere in ländlichen Gebieten 

- die kontinuierliche Fortführung der Neu-, Um- und Ersatzbauten zur 
weiteren Sicherstellung und Verbesserung der Krankenhausversorgung 
in Anpassung an den medizinischen und technischen Fortschritt. 
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Der psychisch Kranke hat Anspruch auf ärztliche Behandlung und 

pflegerische und soziale Betreuung wie jeder andere Kranke. Er soll 

soweit und solange wie möglich in der Famjlie und seiner vertrauten 

Umgebung leben. 

Auf der Grundlage unseres Zielplanes werden wir die runbulante psychiatri­

sche Versorgung stärken und weitere Abteilungen für Psychiatrie und 

Neurologie an größeren Allgemeinkrankenhäusern fordern. 

Der Wiedereingliederung psychisch Kranker in das Berufs- und Ge­
meinschaftsleben gilt unsere besondere Au.fmerksrunkeit; die Rehabilita­

tionsmaßnahmen sollen darauf ausgerichtet werden. 

178 . Wir brauchen einen leistungsfähigen öffentlichen Gesundheitsdienst, den 

wir dem medizinischen, sozialen und wirtschaftlichen Wandel anpassen. 

179 . Vic le Unfälle, sei es im Straßenverkehr, bei der Arbci t o<ler im 

Haushalt, erfordern einen modernen Rettungsd]enst. Auf der Grundlage 

des schleswig-holsteinischen Rettungsdienstgesetzes werden wir ge­

meinsam mit den freien Trägern den Ausbau der Rettungskette fort­

setzen. llir Einsatz von Rettungshubschraubern ist dafür ein vorbild­

liches Beispiel. 

Wir fordern : 

- weitere Notrufmeldeanlagen 

- ausreichende Anzahl von Notarztwagen 

- Ausbildung qualifizierter Rettungssanitäter 

- weitere Maßnahmen zur Unfallverhütung. 

Perner werden wir die gute Zusanrrnenarbeit mit Bundeswehr, Bundes­

grenzschutz, Polizei und Feuerwehr fortsetzen . 

Soziale Gerechtigkeit 

180 . CDU-Politik will private Initiative, Selbsthilfe und praktische 

Nachbarschaftshilfe anregen , fördern und unterstützen . Das gilt 

ganz besonders fiir den sozialen Bereich . Soziale Gered1tigkeit 

gebietet, den Schwachen zu schützen, dem Benachteiligten zu helfen, 
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den Glücklosen nicht fallen zu lassen und selbst dem aus eigenem 

Verschulden Notleidenden kein menschenunwürdiges Dasein zuzumuten. 

Das Netz der sozialen Sicherung und die sozialen Dienste sollen 

jedem ein Leben gewährleisten, das der Würde cles Menschen entspricht. 

Hierzu muß jedermann nach seinen Kräften beitragen. Die CDU wendet 

sich allerdings gegen die mißbräuchliche Ausnutzung der sozialen 

Sicherung auf Kosten der Mitmenschen. 

181. Unsere CDU-geführte Landesregierung hat im Jahre 1975 ihre "Sozial­

planungen für Schleswig-Holstein" vorgelegt, in denen sie ihre 

sozialpolitischen Vorstellungen entwickelt und Wege zu ihrer 

Verwirklichung aufgezeigt hat. Zur Erreichung ihrer sozialen Ziele h. 

die Landesregierung von 1975 bis 1978 über 70 Mio IM als freiwillige 

Landeszuwendung für die zum Wohle der Bürger von den freien Wohl­

fahrtsverhi:inclen getragenen sozi.a lcn Einri chtungcn und Dienste bereit­

gestell t. Sie hat danrit das Angebot an sozialen Einrichtungen und 

Diensten im Land wesentlich verbessert und zugleich gezeigt, wie ernst 

die CDU den Vorrang der freien Verbände nimmt. 

Seit 1975 haben wir über 2.500 neue Plätze in Alten- und Pflegeheimen 

geschaffen. Damit haben wir den Bedarf weitgehend gedeckt. 

Für Behinderte haben wir allein 1.250 Plätze in Werkstätten neu 

gebaut, zwei Berufsbildungswerke mit insgesamt 760 Ausbildungsplätzen 

für körperbehinderte und lernschwache Jugendliche im Theodor-Schäfer­

Werk in llusum und im Bugenhagenwerk in Timmendorfer Strand gefördert~ 

Die ambulanten sozialen Dienste haben wir schwerpunktmäßig ausgebaut. 

Wir haben für die Gemeindekrankenpflege und Hauspflege sowie für die 

Betreuung von Sozialstationen von 1975 - 1978 über 16 Mio IM zur 

Verfügung gestellt. 

182. Soziale Gerechtigkeit dient dem Schutz der Menschenwürde. Sie bedeutet 

gleiches Recht für alle, auch für die, denen geholfen werden muß. 
Niemand wird von der Verantwortung für das eigene Leben entbunden. 

Wir bekennen uns zu den Grundsätzen des Bundessozialhilfegesetzes, 

das im Jahre 1962 von der CDU/CSU geschaffen worden ist und das jedem 
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Menschen in der Bundesrepublik Deutschland ein menschenwürdiges 

Dasein garantiert. 

Wir ermutigen zur sozialen Eigenverantwortung und erinnern an die 

soziale Verpflichtung der Menschen füreinander. Wir regen zur Selbst­

hilfe und zur Nachbarschaftshilfe llJl und helfen dem Einzelnen dabei 

durch systematischen Ausbau der sozialen Dienste und Einrichtungen. 

Die Zusarnmenarbei t zwischen Staat, Gemeinden, Kirchen und Verbänden 

der freien Wohlfahrtspflege hat sich hervorragend bewährt. Die CDU 

bietet die Gewähr dafür, daß die freien Träger auch in Zukunft Vorrang 

vor der öffentlichen Hand haben. Darni t sichern wir den Bürgern ein 

differenziertes Hilfeangebot und geben ihnen die Möglichkeit zu 

ehrenamtlicher Mitwirkung. 

183 Wir wollen, daß die älteren Bürger am kulturellen, gesellschaftlichen 

und geistigen Leben tc i 1 hahen. Nach ihren Wünschen sollen sie so 

lange wie möglich in ihrer gewohnten Umgebung leben können. Dem alten 

Menschen, der Pflege braucht, müssen Hilfe und Betreuung gewährt wer­

den. Dazu werden wir 

die ambulanten Dienste, wie Gemeindekrankenpflege, llauspflege 
und Sozialstationen weiter ausbauen 

- verstärkt Wohnungen für alte Menschen tauen oder herrichten 

- neue Wohnformen entwickeln, in denen alte Menschen bei voller 
Selbständigkeit die von ihnen gewünschten Dienste und rillfen 
durch benachbarte soziale Einrichtungen wie Alten- und 
Pflegeheime oder Sozialstationen finden 

- die letzten Lücken im Bereich der Alten- und Pflegeheime 
schließen, auch im ländlichen Bereich 

die Begegnung alter Menschen durch einen verstärkten Ausbau 
von Altentagesstätten fördern. 

184 . Die CDU spricht sich für eine rasche und vollkommene Eingliederung 

der deutschen Spätaussiedler aus. lhne n muß durch gezielte Be­

mühungen tmd geeignete Einrichtungen geholfen werden, einen festen 

Platz im sozialen und gesellschaftlichen Leben zu finden. ~hr noch 

zählen Verständnis und Aufgeschlossenheit aller Mitbürger. 

Die CDU Schleswig-Holstein fördert Hilfen zur Wohnraum- und Arbeitsplatz­

beschaffung tmd tmterstützt sprachliche tmd kulturelle Bemühungen, die 

der Eingliederung dienen. 
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185.Behinderte bedürfen in besonderem Maße der Zuwendung ihrer Mit­

menschen. Die CDU will die Behinderten in den Kreis ihrer Mitbürger 

eingliedern, wn auch ihnen ein menschenwürdiges Leben zu sichern. 

Dazu werden wir 

- die Frühbetreuung behinderter Kinder fördern 

- jedem behinderten Kind einen Platz im Sonderkindergarten 
bereitstellen 

- die Sonderschulen ausbauen 

- die berufliche Bildung behinderter junger Menschen verbessern 

- das Netz der Werkstätten und Wohnheime für Behinderte noch dichter 
knüpfen. 

186. Wir bekennen uns zur Solidarität mit den sozial Schwachen und Ge­
flihr<leten unserer Gesellschaft. Sie bedürfen in besonderem Maße der 

llilfe zur Selbsthilfe. Wir wollen clcshalb 

- die Obdachlosenlager so weit wie möglich auflösen 

- Dr ogen- , Rauschmittel- und Alkoholabhängigen helfen, ihr Leben 
in der Gesellschaft wieder verantwortlich selbst zu gestalten 

- den Haftentlassenen Hilfen zur Überwindung ihrer besonderen 
sozialen Schwierigkeiten bieten. 

187. Wir werden dafür eintreten, daß ausländische Arbeitnehmer, insbesondere 

Kinder und Jugendliche besser in das gesellschaftliche Leben einge­

gliedert werden. Dabei sollen ihre nationalen und kulturellen Ei~­

heiten möglichst gewahrt bleiben. 

Zum Abbau von Sprachschranken müssen verstärkt Sprachkurse für aus­

ländische Arbeitnehmer und ihre Familienangehörigen eingerichtet wer­
den. Dadurch erleichtern wir ausländischen Kindern <lic Einglic<len.mg 

in das deutsche 9chulsystem. 
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188. Schlußwort 

Dieses Schleswig-Holstein-Programm ist die Grundlage der 

CDU-Politik für unser Land in den nächsten vier Jahren. Es 

enthält genaue Aussagen zu allen Bereichen der Landespolitik, 

verzichtet aber auf unerfüllbare Ankündigungen. 

Unsere Mitbürger sind selbstbewußt und freiheitlich gesonnen. 

Deshalb soll unser Land Heimat für Eigenverantwortung und 

staatsbürgerliche Vernunft bleiben. Die weitere Entwicklung 

unseres Landes in eine freiheitliche, soziale und sichere 

Zukunft für alle Bürger ist unser Ziel. Die Schleswig­

Holsteiner können sich darauf verlassen, daß dieses Programm 

von der CDU-Landesregierung und der CDU-Landtagsfraktion 

veIWirklicht wird. 


